M91. Dienſtag 


den 20. April 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


Druck und Verlag der Hof⸗ Buchdruckerei von W. 


JInlan d. 

Berlin den 18. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Regiments-Arzte a. D., Dr. Frantz, den Rothen Adker-Orden vierter 
Klaſſe; fo wie dem Feſtungs-Bauſchreiber a. D., Bader in Pillau, das Allge— 
meine Ehrenzeichen zu verleihen; und den Kammergerichts-Aſſeſſor von Reuß zu 
Trzemeſzuo zum Land- und Stadtgerichts-Rath bei dem Land- und Stadtgerichte 
in Poſen zu ernennen. 

Se. Königliche Hoheit der Prinz Friedrich Karl iſt nach Bonn, und 
Se. Excellenz der General-Lieutenant und fommandirende General des 3. Armee⸗ 
Corps, von Weprach, nach Frankfurt a/ O. abgereiſt. 


Schluß der geſtern abgebrochenen Denkſchrift, die Ausführung des 

Eiſenbahn-Netzes in Preußen betreffend. 
f 5 Uebertrag. . . 2,100,000 Rtl. 

3. Wenn im Jahre 1848 die Stargard⸗Poſener Bahn PERF 
eröffnet wird, fo kann vom Jahre 1849 ab der Fall eintreten, 
daß in Folge der Zins⸗Garantie ein Zuſchuß dafür zu leiſten 
wäre. Nimmt man der Sicherheit wegen einen ſolchen Zuſchuß 
von 2 Prozent des garantirten Aktien⸗Kapitals von 5,000,000 
Rel. mit 100,000 Nil. jährlich in Ausſicht, fo treten den oben 


zu 2. a) und b) berechnekten - 350,000 Rtl. 
hinzu c) die ebengedachteꝛen 100,000 » 
eee 100,000 » 


für die Preußiſche Bahn. Nach Abzug diefer . 550,000.RL. 
bleiben von dem für 1849 anzunehmenden Be⸗ 


trage des Eiſenbahnfonds vonn 1,300,000 » 
für 1849 disponib el! TEE 750,000 Rtl. 
Zu den in Abzug zu bringenden 550,000 Rtl. treten jährlich 

für die Preußiſche Bahn 100,000 Rtl. mehr hinzu, während 

andererſeits der Eiſenbahnfonds ſich jährlich um 50,000 Rtl. 

erhöht, ſo daß der Beſtand ſich berechnet: 
i e 700,000Rt1 
/ RR nic, pa) Binsd 30, 650/000 « 
6. für 1852 auf ip ee 600,000 « 
1853 auf en Reese 550,000 « 
„ a 500,000 « 
Z RN. 7:0 RE IEE 450,000 « 


ana 1 laufenden Eiſenbahnfonds ein für andere Zwecke 
isponibler Betrag von 6,710,000 Ktl. 
zu erwarten, zu welchem noch alles dasjenige hinzutritt, was von der unter 
80 hie. 0 der dn . A Ban MP: 250,000 Nil. 
er? Rtl. in der Wirklichkeit nicht gebraucht wird. 
= ‚Don Er ee, ee die zuletzt berechneten 
Say, jäh ö 3 ion verbleiben. 
Es darf hiernach insbeſondere auch mit Sicherheit darauf gerechnet wer— 
Ueberſch der laufende Eiſenbahnfonds die Mittel bieten werde, um etwaige 
tals von 20 agen des zu der Preußiſchen Bahn angenommenen Anlage⸗Kapi⸗ 
leihe zu bene Rtl. zu decken und die allmälige Amortiſation der An- 
elligen. N 
eee noltand des Staats⸗Haushalts es geſtatten, den laufenden 
Berechnung durch w früher, als dies nach der obigen Wahrſcheinlichkeite⸗ 
Verwaltung erfolgen däbgliche Zunahme der Ueberſchüſſe aus der Salzdebits⸗ 
auf den Etat zu bringen g mit dem vollen Betrage von 2 Millionen Rtl. 
der Anleihe, ſo wie zur No würden die Mittel zur Verzinſung und Tilgung 
2 
ternehmungen, noch in beträchtli ü 
ee Sen bie b arm Maße zur Verfügung ſtehen. 
Thon in den nächſten Jahren kräftig ; 5 nd i ck 
ſprechender Frist ſpäteſtens gleichzeitig m det Wan der Brücen über die 
Weichſel und Nogat, wahrſcheinlich aber noch eher, zum Ziel geführt werden. 


Decke 


örderung und Unterſtützung anderer Eifenbahn-Un- 


gewählt, ſo kann der Bau der Eiſenbahn 


r & Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


B. Der zweite Weg wäre eine allmälige langſame Ausführung nach 
Maßgabe der dazu disponiblen Mittel des Eiſenbahnfonds und etwaiger ſonſti⸗ 
ger aus den Ueberſchüſſen der Staats-Kaſſe disponibel zu ſtellender Fonds. 
Man würde in dieſem Fall vielleicht auch von künftigen günſtigeren Geld⸗ 
Konjunkturen Gebrauch machen können, um die Fortſetzung und Vollendung 
des Werkes im Wege der Privat-Unternehmung herbeizuführen. Was die 
aus den Mitteln des Staats zu beſchaffenden Fonds betrifft, ſo kann bei den 
mannigfachen Anſprüchen, die an die Staats-Kaſſe gemacht werden, auf an⸗ 
derweite Zuſchüſſe keine ſichere Rechnung gemacht werden, fo daß zunächſt nur 
die Mittel des Eiſenbahnfonds in Betracht kommen können. Der Eiſenbahn⸗ 
fonds hat, wie oben bereits erwähnt worden, auf die bei der Köln-Mindener, 
der Bergiſch-Märkiſchen und der Stargard-Poſener Eiſenbahn übernommene 
Kapital⸗Betheiligung noch zu leiſten 1,472,000 tl. 
die Koſten der Eiſenbahn von dem Kreuzpunkte bei Drieſen 


j ͤ Ta * 


N ˙—˙A ER NEE sahne E 26,590,000 » 
ſo daß ſich eine Kapital-Ausgabe voeot2o nns 28,062,000 Rt. 
ergiebt. Zur Deckung dieſer Summe iſt an Kapital zunächſt 
nur der Effekten⸗Beſtand des Eiſenbahnfonds mit 4,440,000 » 
disponibel, fo daß alſo noe . 23,621,750 Rtl. 


zu decken blieben. Dieſe müßten durch den laufenden Eiſenbahn⸗ Fonds, 
beſtritten werden. Unter der oben gedachten Vorausſetzung, daß dieſer für 
1847. mit 1,205,200 Rtl. ausgebrachte Fonds ſich im Durchſchnitt um 
50,000 Rthlr. jährlich erhöht, in den nächſten 16 Jahren alſo durch ſchnitt⸗ 
lich 1,600,000 Rtl. und von 1864. ab 2,000,000 Rtl. jährlich einträgt, ſo 
wie, daß die angenommene Summe von 350,000 Rtl. jähr lich für die über⸗ 
nommenen Zins-Garantieen ausreicht, würde der Fonds erſt in ungefähr 
181 Jahren die Mittel zur Deckung der noch zu beſtreitenden Summe von 
23,021,750 Rtl. darbieten. 

Bei der Wahl dieſes Weges würde mithin die Vollendung der ſowohl 
für die zunächſt betheiligten Provinzen als für die allgemeinen Landes-Inter⸗ 
eſſen ſo wichtigen Eiſenbahn-Verbindung nach Königsberg einer ziemlich fer⸗ 
nen Zeit vorbehalten bleiben müſſen, außerdem aber der große Uebelſtand dar⸗ 
aus erwachſen, daß alle Mittel des Eiſenbahnfonds allein für dieſes Unter⸗ 
nehmen in Anſpruch zu nehmen wären. Für andere Bahnen, namentlich die 
oben bereits genannte Bahn von Poſen nach Breslau, die Köln-Minden-Thüs 
ringer Verbindungs- Lahn, die Saarbrücker und die im Regierungs-Bezirk 
Münſter projektirten Anſchlußbahnen, würde, wenn man die Zeit der Vollen⸗ 
dung der Preußiſchen Oſtbahn nicht noch mehr hinausſchieben wollte, nichts 
Erhebliches übrig bleiben. 

Aus dieſen Rückſichten erſcheint der zuerſt entwickelte Vorſchlag, die zum 
Bau der Eiſenbahn nach der Provinz Preußen erforderlichen Geldmittel in 
der angegebenen Weiſe durch eine Staats-Anleihe zu beſchaffen, um ſo mehr 
als der empfehlenswertheſte, als die vorgeſchlagene Veſchaffung der Geldmits 
tel ohne eine Vermehrung der Steuerlaſt und ohne anderweite Belaſtung der 
Staatskaſſe blos durch eine für eine mäßige Reihe von Jahren vorzunehmende 
Umſetzung einer ſchon vorhandenen Rente in Kapital erfolgen und dadurch, 
außer anderen ſehr erheblichen Vortheilen, die Möglichkeit gegeben würde, die 
Eiſenbahn ſpäteſtens in 9 ſtatt in 18 Jahren fertig zu ſtellen. 

Berlin, im März 1847. von Düesberg. 


Berlin den 17. April. Die heute ausgegebene Nr. 17. der Gefeh- 
Sammlung enthält das Patent über die Publikation des Beſchluſſes der Deut⸗ 
ſchen Bundes⸗Verſammlung vom 14. Juni 1832, die Auslegung des $. 7. des 
Bundestags-Veſchluſſes vom 20. September 1819 betreffend. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. c. 
Die Deutſche Bundes-Verſammlung hat am 14. Juni 1832 in ihrer 21ſten Siz⸗ 
zung in näherer Erklärung des §. 7. des in das Genfur-Ebift für die Preußiſchen 
Staaten vom 18. Oktober 1819 (Geſ.-S. 1819 S. 224.) aufgenommenen 
Bundestags-⸗Beſchluſſes vom 20. September 1819 ſich dahin vereinigt, 


daß der 8. 8. Abſatz 2. des Bundestags- Beſchluſſes vom 20. September 
1818 nicht in dem Sinne genommen werden könne, daß die dort genannten 
Verfaſſer, Herausgeber oder Verleger, wenn ſie den Vorſchriſten dieſes Be⸗ 
ſchluſſes gemäß gehandelt haben, für die von ihnen verfaßten, herausgege⸗ 
benen oder verlegten Schriften auch gegen die einzelnen Bundesſtagten von 
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aller weiteren Verantwortung entbunden ſeien; daß es vielmehr eine felbftvers 

flandene Sache ſei, daß in dieſer Beziehung die Anwendung der Landesgeſetze 

auf die durch die Preſſe begangenen Verbrechen oder Vergehen durch die Bun⸗ 

desgeſetze keinerlei Beſchränkung unterworfen ſei. 5 

Da in neuerer Zeit einzelne Unſerer Gerichtshöfe dem gedachten . 7. in Verbin⸗ 
dung deſſelben mit Artikel XIII. des Cenſur-Edikts eine entgegengeſetzte Auslegung 
gegeben haben, fo machen Wir obigen Beſchluß vom 14. Juni 1832 als eine 
authentiſche Erklärung des $. 7. des in das Cenſur⸗Edikt vom 18. Oktober 1819 
aufgenommenen Bundesbeſchluſſes dom 20. September 18 19 hiermit für Unſere 
Staaten öffentlich bekannt und verordnen, daß danach, insbeſondere auch bei Aus⸗ 
legung und Anwendung des Artikels XIII. des Cenſur-Edikts vom 18. Oktober 
1819, verfahren werde. 

Unſer Staats⸗Miniſterium hat die Aufnahme 
die Geſe⸗Sammlung zu veranlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Gegeben Berlin, den 8. April 1847. 


dieſes Publikations-Patents in 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
von Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. von Thile. von Savigny. 


Graf zu Stolberg. Ühden. Freiherr von Canitz. von Düesberg. 
5 Für den WMlalges des Innern: Mathis. 


Berlin. — Die Berliner find höchlich erfreut über den Landtag, weil er 
ſo viel Geld unter die Leute bringt. Daß 600 Abgeordnete, deren Diäten im 
Durchſchuitt täglich 3 Thaler betragen, dieſe hier verzehren, bedentet natürlich 
für eine Stadt von 400,000 Einwohnern nicht viel; danach würden innerhalb 
der 8 Wochen, auf welche die Dauer des Vereinigten Landtages ſeſtgeſetzt iſt, 
die Koſten deſſelben, nach den Diäten berechnet, etwa 100,000 Thaler mehr 
hier ausgegeben werden. Rechnet man aber hinzu, was die reicheren Abgeordne⸗ 
ten von der erſten und zweiten Curie aus ihrem eigenen Vermögen hinzuthun, und 
es giebt darunter ſolche, die für die laufenden Ausgaben einer Woche einen Etat von 
500 Thafern feſtgeſtellt haben; rechnet man ferner die durch den Landtag herbei⸗ 
gezogene Vermehrung der Fremden hinzu, die ſonſt durchſchnittlich für den Tag 
in Berlin auf 10,000 angenommen werden, jetzt aber vielleicht nahe das Dop⸗ 
pelte erreichen; denn es giebt allein Abgeordnete, die 5 bis 6 Menſchen zu ih⸗ 
rer Bedienung mitgebracht haben, nimmt man endlich in Betracht, daß ſehr viele 
unter den hieſigen Einwohnern durch den Vereinigten Landtag zu geſteigerten Aus⸗ 
gaben veranlaßt werden, noch ganz abgeſehen von den offiziellen und privaten 
Feſtlichteiten und Luſtbarkeiten, fo geben dieſe verſchiedenen Faktoren allerdings ein 
Reſultat geſteigerter Conſumtion, Production und Geldeireulation, welches auf 
die gewöhnlichen Verhältniſſe unſers großſtädtiſchen Daſeins einen ſehr ſpürbaten 
Einfluß üben muß. Die Preiſe der erſten Lebensbedürniſſe find immer noch im 
Steigen begriffen; die Metze Kartoffeln iſt jetzt hier nirgends mehr unter 3 Sil⸗ 
bergroſchen zu kaufen; die Mete Mehl, die ſonſt 6 Sgr. galt, koſtet jetzt 11 
und 12; das Brot iſt jetzt gleichfalls auf die Hälfte des frühern Volumens zu⸗ 
ſammengeſchrumpft; der gewöhnliche Arbeitslohn der Handwerker und Tagearbei⸗ 
ter bleibt aber natürlich bei ſeinen früheren Sätzen ſtehen, rückt wenigſtens den 
Höheren Lebensmittelpreiſen nur ſehr langſam nach; in vielen Fällen ſteht er ſelbſt 
jetzt nicht ſo hoch, wie in denfrüheren Jahren, als man für die Hälfte des Gel⸗ 
des ſo viel verzehren konnte, wie jetzt für das Doppelte. Dazu kommt aber noch 
der Hauptpunkt, daß ſelbſt in ſehr vielen Zweigen der Gewerbe Mangel an Ar⸗ 
beit vorherrſcht; die hohen Getreidepreiſe drücken auch hier, wie ſich dieſe Erfah⸗ 
rung in England ſtatiſtiſch nachweiſen laßt, die Lohne der Arbeiten, herab, weil 
das Angebot der Arbeit größer wird als die Nachfrage, und jeder, um ſich nur 
auf fümmerliche, oft klägliche Weiſe durchzubringen, jeden auch noch fo niedri⸗ 
gen Arbeitslohn in ſchlechten Zeiten aufnimmt. Bei einzelnen zufälligen Anläſſen 
ſteigert der hier Vereinigte Landtag die Lohnſätze von Arbeitern, wie uns z. B. 
ber Fall bekannt geworden iſt, daß ein Schneider für eine kleine unbedeutende Aus⸗ 
beſſerung an dem Rocke eines Abgeordneten 1 Rthlr. 5 Sgr. verlangte und auch 
erhielt. Die Berliner Induſtrie ſcheint überhaupt die Mitglieder des Vereinigten 
Landtages als weiße Raben zu betrachten, aus deren Fittigen ſich einige Federn 
zur Erinnerung auszurupfen wohl der Mühe werth ſei. (Schleſ. 30 
Der Magd. Ztg. wird aus Berlin geſchrieben: „Wenn der Konig in der 
Thronrede feine geſammte Welt und Lebensauſchanung, die politiſchen und reli⸗ 
giöſen Prinzipien, die ihn perſönlich leiten und nach denen Preußens Zuſtände 
und Aufgaben in Staat und Kirche jetzt und für die Zukunft aufzufaſſen und fort⸗ 
zuführen ſeien, mit einer wohl in der Geſchichte beiſpiellos daſtehenden markigen 
Offenheit und Entſchiedenheit dargelegt hat, ſo hat er in der feierlichen Vorſtellung 
der Stände am Montag ſich in mehr gemüthlicher Weiſe geäußert. Bei der Be⸗ 
grüßung der Abgeordneten der Provinz Pommern gedachte er der alten Treue die. 
ſer Provinz und verwies ſie für beſondere Wünſche an den Statthalter (Prinz von 
Preußen); die Brandenburger naunte er ſeine Freunde, ja ſeine Brüder; die 
Poſener hätten dem Könige viel Kummer und bittere Thränen verurſacht, aber er 
hoffe, es werde ſich alles ausgleichen laſſen; die Rheinländer feien mit beſonderem 
politiſchen und parlamentariſchen Takt begabt, wie der König immer ihren Pro⸗ 
vinzial⸗Landtags⸗ Verhandlungen beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt, ſo hoffe er 
auch, daß ſie dieſen Takt auch auf dem Vereinigten Landtage bewähren wür⸗ 
den. Die Anerkennung, die den Rheinländern widerfuhr, preßte dieſen, die das 
Herz immer auf der Zunge haben, ein lautes Hoch aus, zu dem ſich die Brau⸗ 
denburger nicht einmal zu erheben wagten, als nach der allgemeinen Begrüßung 
der Provinz der König den Landtags⸗Marſchall von Rochow unter herzlichen Wor⸗ 
ten umarmte und auf beide Wangen küßte. 


Berlin — Seit etwa 6 Jahren beſteht hier ein Culturvereein, welcher die 
Heranziehung der Juden (namentlich der Polniſchen), zu Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Gewerbe bezweckt. Dieſer Verein hielt vor einigen Monaten eine General, Vers 
ſammlung, in welcher die Abſendung einer Petition um Juden⸗Emancipation an 
die Provinzialſtände beſchloſſen wurde. Dieſen Beſchluß hielten die Behörden für 
einen politiſchen Akt und ſomit für eine Ueberſchteitung der Grenzen der Vereins⸗ 
wirkſamkeit, was ein Polizei-Reſeript zur Folge hatte, worin die ſofortige Auflö⸗ 
fung des Vereins verlangt wird. Es ſind indeſſen bereits Schritte geſchehen, 
welche eine Aufhebung der Ordre erwarten laſſen. — Den Mitgliedern des Ver⸗ 
einigten Ladtages iſt eine, das neue Judengeſeh F Denkſchrift übergeben 
worden. — Wir erfahren aus ſicherer Quelle, daß die Regierung im Laufe der 
Landtags⸗Verhandlungen 23 Propoſitionen vorlegen wird und da bereits 4 vor⸗ 
liegen, ſo bleiben noch deren 19 für die Vorlage und Erledigung übrig. So weit 
man nach Aeußerungen einzelner Deputirten ſchließen kann, werden ſich entſchiedene 
Parteien in dem Landtage bilden, ſd daß man ſchon in wenigen Tagen von einem 
Centrum, rechten, linken, äußerſten linken Seite sc. werden ſprechen hören. — 
Dieſer Tage iſt ein 19 jähriger Menſch als Wechſelfälſcher verhaftet worden. Sein 
böſes Gewiſſen hat ihn verrathen. In einem öffentlichen Locale fanden ſich näm⸗ 
lich auderweitig recherchirende Offizianten ein, und kaum hatte der zufällig anwe⸗ 
ſende Jüngling ſie bemerkt, als er in dem Glauben, dieſelben wären ſeinetwegen 
gekommen, mit Hinterlaſſung feiner Brieftaſche ſich aus dem Staube machte. 
Man fand in derſelben über 4000 Re, falſche Wechſel; der Wechfelfälfcher ſelbſt 
war in einem Kaufmannsladen als Commis engagirt. 

Die Erwartung, mit welcher man aus allen Theilen Deutſchlands dermalen 
auf Berlin ſieht, iſt eine außerordentliche. Ich habe Briefe aus dem ſüdlicheren 
und mittleren Deutſchland, von hochgeachteten Männern geſchrieben, geleſen, die 
um Gotteswillen bitten, ſie von dem Stand der Dinge in Kenntniß zu ſetzen. 
Eure Angelegenheit — heißt es in einem derſelben — iſt die unſere, Ihr habt 
das Loos unſeres Vaterlandes in der Hand. Man ſieht erſt recht ein, wie ſehr 
der beſchleunigte Verkehr die Mängel in den Deutſchen Preßverhältniſſen erſetzt, 
denn wer nur irgend an den politiſchen Intereſſen Antheil nimmt, bleibt nicht ohne 
ausführliche und authentiſche Nachrichten über den Fortgang der Verhandlungen. 
— Außer dem Journal des Debats und dem National hat auch die 
Preſſe ihren Berichterſtatter hergeſchickt. Es ſoll dieſen Reporters aber äußerſt 
ſchwer fallen, ſich auf unſerem Terrain zu orientiren — Die Worte, welche Se. 
Majeſtät der König bei der Vorſtellung der Deputirten an die Poſener Abgeordne⸗ 
ten richtete, geben der erfteulichen Hoffnung Raum, daß derſelbe nicht die Abſicht 
hat, die volle Strenge der Geſetze gegen die Polen in Anwendung bringen zu laſ⸗ 
ſen. — Die Deputirten der Schleſiſchen Ritterſchaft halten häuſig Zuſammen⸗ 
fünfte, die jedoch rein geſelliger Natur find, da politiſche Unterhaltungen unter 
ihnen nicht geführt werden dürfen (2) — Die heutige Sitzung dauerte bis 5 Uhr 
Nachmittags. 


Ausland. 


Deen ESF. ch l en ne N 

Frankfurt a. M. den 14. April. Die von einem hieſigen Berichtſchreiber 
mehreren Deutſchen Zeitungen vor einigen Wochen gemachte Mittheilung: es 
habe die K. Preuß. Bundestagsgeſandtſchaft den Entwurf einer neuen Pießgeſetz⸗ 
gebung, unter Zugrundelegung des Repreſſio-Syſtems, der Verſammlung vor⸗ 
gelegt, hat ſich bekanntlich als eine der vielen Myſtiſikationen erwieſen, durch 
welche ſich derſelbe haufig irren läßt. Dagegen iſt nun in dieſen Tagen ein an⸗ 
deres, die nämſiche Angelegenheit betreffendes, Gerücht aufgetaucht, welches we⸗ 
nigſtens viele Merkmale von Glaubwürdigkeit an ſich trägt, vermag ich dieſelbe 
auch keinesweges zu verbürgen. 5 

Kaſſel. — Vor einigen Tagen haben hier Verhaftungen von mehre⸗ 
ren Perſonen (einem Barbier und einem Poſamentier) ſtattgefunden, welche ſich 
in communiſtiſche Verbindungen eingelaſſen haben ſollen. — Gegen den 
Obergerichtsprokurator Henkel, Deputirten des vorigen Landtags, iſt eine Un⸗ 
terſuchung wegen ungebührlicher Aeußerungen gegen die Regierung und grobe In⸗ 
jurien gegen einen höheren Staatsbeamten eingeleitet worden. N 

In der Kaſſel'ſchen Zeitung wird die Nachricht „die hieſige Polizei habe alle 
Blätter, worin der bekannte hochverraͤtheriſche Aufruf „zur Vorbereitung“ fand, 
mit Beſchlag belegt,“ mit der Verſicherung widerlegt, „daß an dieſer Nachricht 
kein wahres Wort ſei.“ 

Karlsruhe, den 12. April. (Karler. 3.) In Betreff des geſtrigen er⸗ 
wähnten Revolutionsaufrufes vernimmt man aus dem Unterlande, daß einer der 
Verbreiter des Aufrufs erwiſcht und in Haft genommen wurde. Die Entdeckung 
dieſer Spur könnte zu Weiterem führen. x 8 

Heidelberg. — (Irb. 3.) Wie ich heute höre, iſt in Eberbach eine 
Art Verſchwörung, welche am 12. d. M. ausbrechen ſollte, entdeckt worden. Der 
Zweck derſelben ſoll Aehnlichkeit mit jenem in dem Pamphlete beabſichtigten haben, 
welches Sie in Ihrer Zeitung vor einiger Zeit publietrten. Wie man ſagt, fein 
die Raͤdelsführer bereits feſtgenommen und eine Unterſuchung eingeleitet worden. 

Mannheim — (S. We.) Eingetroffenen Nachrichten zufolge ſind in dem 
Odenwald wegen der herrſchenden Theuerung Unruhen ausgebrochen, 
weßhalb geſtern der Befehl an das hieſige Reiterregiment erlaſſen wurde, ſich be⸗ 
reit zu halten, um alsbald auf Anforderung der Eivllbehöͤrde nach dem Amts ort 
Mos bach abmarſchiren zu können. Man ſoll einem Complott auf die Spur 
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gekommen fein, welches Aufrüfe gegen die Benmiten und den Adel eilaffen habe 
und morgen eine Verſammlung in Mudach abzuhalten beabſichtige. Hauptſächlich 
aber foll es auf die Fruchtſpeicher und einige Leute, die man als Wucherer bezeichne, 
abgeſehen fein. f 

Mainz. — In neuerer Zeit ſcheint das Hauptbeſtreben der hieſigen deutſch⸗ 
katholiſchen Gemeinde, von welcher man übrigens in auswärtigen Blattern mehr 
als in der Stadt ſelbſt bemerkt, auf eine zu erlangende Genehmigung von Seiten 
der Staatsregierung gerichtet zu fein, welche ſich doch länger hinauszieht, als 
man anfangs erwartete. Es dürfte die hier befindliche Oeſterreichiſche Garni— 
fon ein nicht unbedeutendes Genehmigungshinderniß fein, da ja bekanntlich von 
Seiten Oeſterreichs eine jede derartige Berührung vermieden und den durch ihren 
Paß als Deutſchkatholiken bezeichneten Fremden der Eingang in ſeine Staaten 
verſchloſſen wird. — Wahrend ſich auf der einen Seite in der hieſigen Blumen 
ausſtellu ug dem Beſchauenden ein Augen und Sinne ergreifender Anblick dar- 
bietet, während er ſich in eines der orientaliſchen Mährchen, umgaukelt von den 
buntfarbigſten Kindern Flora's verſetzt glaubt, findet er auf der andern Seite, ge: 
genüber der Luxuspflanze von 10,000 Frs., Kummer und Elend und kaum die 
Ausſicht, daß die gewöhnlichſte Pflanze, die Kartoffelpflauze, ihren hohen Preis 
verlaſſe! 8 

i O e ſter reich. 

Wien den 13. April. Ihre Kaiſerl. Hoheit die Fran Großfürſtin Helene 
iſt heute früh in Begleitung Ihrer Tochter, der Großfürſtin Katherine, Kaiſeil. 
Hoheit, nach Warſchau abgereiſt. 

Frankreich. 

Paris den 14. April. Der Moniteur meldet heute, daß der König, die 
Königin und die Prinzeſſin Adelaide vorgeſtern der Königin Chriſtine einen Beſuch 
gemacht haben. Geſtern iſt das Patent, mittelſt deſſen der Herzog von Rianza— 
res (Herr Muſioz) unter dem Titel eines Herzogs von Montmoro als Franzose 
naturaliſirt wird, im Königlichen Gerichtshofe einregiſtrirt worden. Die Gräfin 
Breſſon iſt mit ihrem keinen Sohn, der von der Königin von Spanien zum Herzog 
von Santa Iſabel ernannt iſt, und mit ihrem Haushalt von Madrid hier ein- 
getroffen. 

Die Preſſe theilt von den jüngſten Verhandlungen des Comité's der Depu⸗ 
tirten-Kammer über Algerien mit, daß von demſelben nach vernommener Kunde 
von einer beabſichtigten Expedition nach Kabylien der Kriegs-Miniſter um Auskunft 
erſucht worden ſei. Dieſer habe bejaht, daß auf Marfchall Bugeand's dringen⸗ 
des Verlangen eine ſolche Expedition gegen den beſtimmten Wunſch der Kammer 
gutgeheißen worden, und ein Schreiben des Marſchalls vorgelegt, worin es unter 
Anderem heiße: „In Kabylien herrſcht tiefe Ruhe, und es ſcheint mir, daß jetzt 
der paſſende Augenblick zu einem militaixiſchen Zug durch dieſes Gebiet ſei.“ Das 
Comité hielt es bei der Wichtigkeit der Sache für nothwendig durch einen förmli⸗ 
chen Beſchluß gegen dieſes Vorhaben Verwahrung einzulegen und dieſen Beſchluß 
dem Kriegs⸗Minlſter mittheilen zu laſſen. 

Abd el Kader hat eine Offenſiv⸗Bewegung gegen die Stämme der kleinen 
Wüſte und gegen die Ortſchaften der dortigen Oaſen jenſeits der Salzſeen in der 
Mitte von Maskara gemacht, wohin ſoeben eine neue Franzöſiſche Erpedition, 
aus zwei Kolounen beſtehend, abgeht, um jene Gegend definitiv zu unterwerfen. 

Die Getreide und Mehleinfuhr des vorigen Monats betrug 1,073,248 
und die geſammte Einfuhr ſeit dem Juli vorigen Jahres 4,916,213 Hektoliter, 
was die ſtärtſte Einfuhr iſt „ die jemals während eines fo kurzen Zeitraums in 
Frankreich ſtattfand. Vom 29. März bis zum 5. April ſind 32 Engliſche Schiffe 
mit Getreideladungen in Franzöſiſchen Häfen angelangt. 

Am verfloſſeuen Mittwoch wurde Dr. Karl Grün, ungeachtet der eifrigſten 
Verwendung der Herren Golbery und Demesmay, zweier konſervativer Deputirter, 
von der Polizei feſigenommen und am nächſten Morgen, in Begleitung eines 
Polizei Agenten, auf die Brüſſeler Eiſenbahn gebracht und von demſelben bis an 
die Belgiſche Gränze eskortirt. Dort wurde ihm erſt ein Paß ausgeſtellt. Wie 
verlautet, hat die Franzöſiſche Regierung den ausgewieſenen Handwerkern die 
Koſten auf der Eiſenbahn und 10 Fr. Reiſegeld ausbezahlen laſſen. 

Wie man hört, ſoll der Marquis de Dalmatie von Berlin abberufen werden 
und Herr Barante an feine Stelle treten. Es iſt noch ungewiß, wer mach St. 
Petersburg und Madrid geht; man ſpricht davon, daß der Präfett Duchatel, 
Bruder des Miniſiers, Geſandter zu Madrid werden ſolle. 

Spanien. 

Madrid, den 8. April. Während die Königin am dten dem Stiergefechte 

Brase w. hielten die Herren Mon, Martinez de la Roſa, Gonzalez Bravo, 
„Murillo und einige andere Chefs der Ultramoderirten auf dem Luſtſchloſſe 


el Parde in Oe nwart des Königs eine berathſchlagende Verſammlung. Auch 
0 Tages 


der Franzöſiſche d Herzog von Glücksberg, ſtellte ſich dort ein. 

. N daß der König mit dem Vorhaben umgehe, ſich nach Frank⸗ 
reich zu begeben und von dort aus ein Manifeſt an die Spaniſche Nation zu rich 
ten. . Dis e en ihm jedoch eruſtlich vorgeſtellt zu haben, daß die aus 
der Ausführung eines ſolchen Eutſchluſſes entſpringenden Folgen auf ihn ſelbſt zu- 
rückfallen würden. Seinerſeits deſtand der König auf die Enfernung des Generals 
Serrano von Madrid, und Lezterer erklärte ſich bereit, dieſem Wunſche nachzu⸗ 
denmen. Henke oder morgen wird er in der That nach Andaluſien abreiſen. Ich 
vergaß in meinem letzten Briefe anzuführen, daß ber General ſich bei dem Stier- 
Gefecht, das die Königin mit ihrer Gegenwart beehrte, in einer der übrigen zu: 
naͤchſt helegenen Loge befand. 


ſind, daß die Juſurgenten auf die in jenem Entwurf 


Geſtern Nachmittag wurden wir durch einen neuen Einfall ber Königin üͤber⸗ 
raſcht. Sie fuhr in einem offenen vierrädtigen Kabriolet, das mit zwei muthigen 
Pferden beſpaunt war, deren Zügel fie ſelbſt leitete, von dem Palaſte durch die 
Hauptſtraßen Madrid's nach dem Prado von Atocha. Die Infantin Donna Jo⸗ 
ſofa ſaß neben ihr, und der Schwiegervater der Königin ritt, von einem einzigen 
Stallmeiſter begleitet, in beträchtlicher Entfernung hinter dem Wagen, dem er, 
da die Königin im geſtrecktem Galopp fuhr, kaum zu folgen vermochte. Im Pra⸗ 
do fuhr nun die Königin im ſchnellſten Lauf durch die Reihen der dort auf und ab 
fahrenden Equipagen, wodurch denn eine Verwirrung entſtand, die ihr zur größe 
ten Beluſtigung diente. Auch die ſich herandrängenden Fußgänger waren oft keiner 
geringen Gefahr ausgeſetzt. 

Der König hält ſich jetzt meiſtens auf den Luſtſchlöſſern der Umgegend auf. 

Der General Concha iſt bekanntlich zum Chef des au der Portugieſiſchen Grenze 
aufzuſtellenden Obſervations⸗Corps ernannt, und vielleicht dürfte die Angabe, daß 
er nach Paris eile, um mit der Franzöſiſchen Regierung, welche gemeinſchaftlich 
mit der dieſſeitigen und der Großbritauiſchen auf die Loͤſung der politiſchen Vers 
wickelungen Portugals einzuwirken wünſcht, ſich über die Mittel zu verſtändigen, N 
die zu dieſem Behuf in Bewegung zu ſetzen wären, richtig ſeyn. Der Marſchall Sal⸗ 
danha ſieht ſich mit jedem Tage mehr bedrängt, zumal da zwei Dampfſchiffe von Porto 
mit Truppen unter dem rebelliſchen General Sa da Bandeira ausgelaufen ſind, 
die in Algarbien aus Land geſetzt werden ſollen, um in Verbindung mit den dor⸗ 
tigen Juſurgenten auf Liſſabon zu marſchiren. Der Marſchall Saldanha hat der 
Königin von Portugal die Grundzüge einer Uebereinkunft vorgelegt, vermittelſt 
deren er eine friedliche Ausgleichung der ſtreitenden Parteien herbeiführen zu kön⸗ 
nen hofft. Hier bezweifeln jedoch die Spaniſchen Stabs⸗Ofſiziere, welche fo eben 
von ihrer Sendung nach dem Hauptquartiere Saldanha's über Porto zurückgekehrt 
aufgeſtellten Bedingungen 
eingehen werden. Zur bewaffneten Intervention kann aber die Spaniſche Regie⸗ 
rung, dem Willen Englands gemäß, nur in dem Falle ſchreiten, wenn die Mi⸗ 
gueliſten den Thron Donna Maria's ernſtlich bedrohen ſollten. Aus dieſen Grün⸗ 
den wird Herr d'Ayllon, ein hoͤchſt achtungswerther, kenntnißreicher Diplomat, 
der nie in das Treiben der Parteien verwickelt war, in wenigen Tagen als Ge⸗ 
ſandter nach Liſſabou abgehen und gemeinſchaftlich mit den dortigen Repräſentan⸗ 
ten Englands und Frankreichs an der Herſtellung des inneren Friedens von Portugal 
zu arbeiten ſuchen. „ 

Die Gaceta enthält heute das die Amts-Entſetzung des Heirn Martinez de 
la Roſa enthaltende Dekret. Herr Gonzalez Bravo iſt in den Staatsrath verſeht 
worden. 

Der General Pezuela iſt zum General-Capitain von Andalufien ernannt worden. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen den 19. April. Bei der heute Morgen nach 2 Uhr auf der Hinter⸗ 
Walliſchei ausgebrochenen Feuersbrunſt hat ſich abermals die thätige Hülfe des hie⸗ 
ſigen Rettungs⸗Vereins bewährt. Obgleich Beiſtand von vielen Seiten herbeieilte, 
fo gelang es doch nur dieſen Rettungsmännern, von Polizei und Militair kräf⸗ 
tig unterſtützt, das Element auf feinen Brennpunkt zu beſchraͤnken. Es brannte 
nur die eine Hälfte des Hinterhauſes des Bürgers Schneider ab; doch ſoll der 
daſelbſt wohnhafte Stellmachermeiſter Schneider beträchtlichen Schaden, beſonders 
an Nutzholz, erlitten haben. Gleichzeitig ſollen in der Umgegend von Schwerſenz, 
an drei verſchiedenen Orten, Verſuche zu Brandſtiftung ſtattgefunden haben, in 
dem Dorfe Paczkowo hinter Schwerſenz nach Koſtrzyn auch wirklich drei Häuſer 
niedergebrannt ſeyn. ; 

So wie ſeit mehreren Jahren in Berlin, Dresden, Weimar und Jena im 
Winter öffentliche Vorleſungen über intereffante Gegenftände aus dem Gebiete der 
Wiſſenſchaften gehalten worden ſind, ſo haben ſolche Vorleſungen auch in Gotha 
vor einem großen publikum ſtaitgefunden, und der Herzog ſelbſt hat einen höchſt 
anziehenden Vortrag über Erfahrungsſeelenkunde, Träume, Ahnungen und Bir 
ſionen gehalten, die mit der geſpauuteſten Aufmerkſamkeit von den zahlreich ver⸗ 
ſammelten Zuhörern angehört wurde. | 

Luzern. Welche Achtung in Bezug auf religiöſe Bildung die Jeſuiten vor 
den Bewohnern unſerer Stadt haben, zeigt immer deutlicher ihre Predigtweife. 
Sie ſcheuen ſich nicht, den kraſſeſten Aberglauben vorzutragen. So mußte man 
neulich die Albernheit hören: „Wenn Jemand geſtorben fei, der die Hölle verdiene, 
fo habe er von der Oberfläche der Erde bis zur Hölle hinunter 15 Stunden. 
Die Spannweite der Erdoberfläche bis zur Hölle ſei 1500 Stunden, aber nach 
12 Sekunden merke man ſchon die Höllengluth.“ — Der Jeſuit vergaß zu bemer⸗ 
ken, wie die Reiſe geſchieht, ob mittelſt des Dampfes oder — 8 
ͤĩ ».». K 7—7* ͤ.— 

/ Konzert. „ 
Am Sonnabend den I7ien April hatten wir Gelegenheit, den Tjährigen 
Pianiſten J. Papendick im Saale des Hotel de Saxe zu bewundern, denn 
wunderbar kann das Spiel des Knaben in Betreff ſeines Alters auch wirkli 
genannt werden, wenn gleich es ſich nicht über das Mechaniſche hinaus erſtrecken 
kaun und die nöthige Kraft und Sicherheit noch vermißt wird. Zu loben iſt es, 
daß nur einfache Piecen zur Ausführung kamen, die am meiſten im Stande find, 
das allerdings große Talent des Knaben zu bethätigen. Herr Curti fang die 
„Adelaide“ von Beethoven und ein Lied von Fiſcher mit ſehr ſchönem, gefühl⸗ 
vollen Vortrag. Außerdem fand der kleine Virtuoſe Unterſtützung durch unſern 
bewährten Pianiſten, Herrn Kam bach und eine geſchätzte Dilettantin, die 
durch ihre ſchöne Stimme die Annehmlichkeiten des Abends erhöhte, H—0. 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 20. April: Czaar und Zimmer⸗ 
mann, oder: Die beiden Peter; komiſche Oper 
in 3 Akten, Muftt von Lortzing. (Czaar: Herr 
Jäckel; Marquis: Herr Curti, beide vom Kö⸗ 
nigl. Hoftheater zu Dresden.) A 

Mittwoch den 21. April: Erſte große Vorſtel⸗ 
lung des Herrn Albert Gebhard aus Berlin, 
Landſchaftsmaler und Optiker, Mitglied der Königl. 
Akademie der Künſte und der Polytechniſchen Gefell- 
ſchaft. — Optiſches Univerſum der Kunſt, 
Natur und Wiſſenſchaft. — Erſte Abtheilung: 
1. Optiſch lebende Bilder, oder: Nekro⸗ 
mantiſche Erſcheinungen: I) Der Knabe. 
2) Die Maske. 3) Abd el Kader. 4) Das Blu⸗ 
menmädchen. 5) Der Ritter. — II. Plaſtiſche 
Gegenſtände des Alterthums und der Neus 
zeit: 1) Der Tag. 2) Die Nacht (nach Thor⸗ 
waldſen). 3) Van Dyk. 4) Herder. 5) Schiller. 
6) Göthe. 7) Napoleon. 8) Friedrich II. 9) Amor 
und Hymen (nach Thorwaldſen). 10) Boleslaw. 
11) Mieczyslaw. 12) Friedrich Wilhelm III. — 
Zweite Abtheilung: Diss olving views, oder: 
Nebelbilder: 1) Wolke. 2) Der Markusplatz 
in Venedig. 3) Die Mühle. 4) Des Fiſchers 
Haus im Winter. 5) Daſſelbe im Sommer. 6) 
Frontsberg in Tyrol. 7) Das Schiff auf offenem 
Meere. 8) Das Innere einer Türkiſchen Moſchee. 
9) Der Dom zu Mailand, innere Anſicht. 10) 
Schaffhausen. 11) Lago waggiore. 12) Die Brücke 
Carignan in Genua. 13) Denkmal Friedrich II. 
in Berlin. 14) Preußens Farben. 15) Chroma⸗ 
tropen. — Und: Der Sohn auf Reifen; Luſt⸗ 
ſpiel in 2 Akten von L. Feldmann. 

Donnerſtag den 22. April: Erſtes Violin-Kon— 


zert des Königl. Kammer-Virtuoſen Herrn Auguſt 
Moeſer. 


Das heute um 7 Uhr Abends nach langem 
ſchweren Leiden erfolgte Ableben meiner lieben 
Frau, Wilhelmine geb. Barthardt im 
47ſten Jahre ihres Lebens, zeige ich, um flille 
Theilnahme bittend, allen meinen Verwand⸗ 
ten und Freunden ergebenſt an. 

Poſen, den 18. April 1847. 

Carl Ewert. 


Die Beerdigung findet Dienftag den 20ften 
d. M. Nachmittags um 3 Uhr ftatt. . 


So eben iſt bei Gebrüder Scherk in Poſen 
im Kommiſſtons⸗Verlage erſchienen: 
Röſmiſch⸗katholiſcher 


Volks-Freund 


zur Belehrung und Erbauung für alle 
; Stände. 
Unter Mitwirkung mehrerer katholiſcher Geiſtlichen 

und Laien herausgegeben von 
J. Maniurka und J. J. Redner. 
Zum Beſten der zu gründenden katholiſchen Schule 
in Birnbaum. 

N III. Jahrgang. Is Heft. 

Preis pro Jahrgang 12 Hefte 1 Rthlr. 18 Sgr. 


Verlags⸗Fortſetzungen der Buchhandlung G. 2 
Aderholz in Breslau. Vorräthig bei E. S. 
Mittler in Poſen: 
Ergänzungen und Erläuterungen 
der Preußiſchen Rechtsbücher 
durch Geſetzgebung und Wiſſenſchaft. 


Drittter Supplementband zur erſten, 
gleichzeitig erſter Supplementband zur 
9 zweiten Ausgabe, 
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bearbeitet von 

H. Gräff, L. v. Rönne und H. Simon. 
Erſte u. Zweite Abtheilung: Land⸗ 
recht. Gr. 8. 2 Rthlr. 20 Sgr. Dritte Ab⸗ 
theilung: Gerichts: Ordnung, Hypo⸗ 
theken⸗ u. Depoſital⸗Ordnung, Erimi⸗ 
nal⸗Ordnung u. Criminalrecht. Gr. 8 
2 Rthlr. 15 Sgr. 

Diefe Supplemente enthalten ſämmtliche erlaſſene 

Verordnungen bis auf die neueſte Zeit. 


Schleſiſches Archiv 
für die praktiſche Rechtswiſſenſchaft. 
ö Herausgegeben 
von Dr. C. F. Koch. 
Sechster Band. Zweites Heft. 
Gr. 8. Geh. 25 Sgr. 
Dieſes Heft enthält 21 Rechtsfälle. 


Auktion. 

Nachdem das sub No. 145. Kuhndorf belegene 
Grundſtück des Herrn Kommiſſtons-Raths Baarth 
in den Beſitz des Militair-Fiskus übergegangen iſt, 
ſollen ſämtliche Treibhausgewächſe (über 1900 Töpfe) 
und ſonſtige Blumen und junge noch verpflanzbare 
perennirende Straͤucher und Gewächſe, auch Obſt⸗ 
bäume, öffentlich an den Meiſtbietenden gegen gleich 
baare Bezahlung in angemeſſenen Parthien verkauft 
werden. 

Der Verkauf wird in dem gedachten Grundfiüd 
Montag den 26ſten d. M. früh 9 Uhr 
beginnen, und an darauf folgenden Tagen jedesmal 
Vormittags 9 bis 12 Uhr und Nachmittags 3 bis 6 

Uhr ſortgeſetzt werden. 

Poſen, den 17. April 1847. 

Königliche Feſtungsbau-Direktion. 


Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


Die diesjährige ordentliche General-Verſammlung 
der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft findet 
an dem nach F. 54. des Statuts dazu beſtimmten 
erſten Dienſtage des Maimonats, alſo: 1 

am Aten Mai d. J. Vormittags von 9 

Uhr ab im Börſenhauſe hierſelbſt 

Statt. Wir laden hiermit die Actionaire derſelben 
mit dem Bemerken ein, daß die Erſcheinenden über 
ihre Berechtigung zur Anweſenheit in der Verſamm⸗ 
lung und über ihr in derſelben auszuübendes Stimm⸗ 
recht durch Vorlegung der auf ihren Namen lauten- 
den oder rechtsgültig auf ſie übergegangenen Quit⸗ 
tungsbogen, und bevollmächtigte Mitglieder durch 
gleichzeitige Abgabe ihrer Vollmacht ſich zu legitimi⸗ 
ren haben, zu welchem Zwecke ſie ſich an den der Ge⸗ 
neral-Verſammlung voraufgehenden beiden Tagen, 
und Zureiſende noch in der Morgenſtunde des Aten 
Mai c. bis zum Beginn der Verſammlung, in dem 
Geſchäfts⸗Bureau der Geſellſchaft, große Domſtraße 
No. 792. hierſelbſt melden wollen, um die für ſie 
auszufertigenden Eintritts- und Stimmkarten ent⸗ 
gegen zu nehmen. Die zu producirenden Quittungs⸗ 
bogen, auf welche dergleichen Karten ausgereicht 
worden ſind, werden dem Präſentanten, mit einem 
Stempel verſehen, ſofort zurückgegeben Auf Quit⸗ 
tungsbogen, welche dieſen Stempel bereits tragen, 
werden keine Stimmkarten verabfolgt. 8 

Innerhalb der letzten acht Tage vor der Verſamm⸗ 
lung wird eine gedruckte Ueberſicht der in derſelben 
zur Berarhung kommenden Gegenſtände und deren 
Reihenfolge in unſerem Bureau zur Entgegennahme 
der Actionaire bereit liegen. 

Stettin, den 2. April 1847. 

Der Verwaltungsrath. 
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Versicherungen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 

en durch den unterzeichneten Haupt- Agenten, wie eben- 

falls durch den Special-Agenten Herrn Simon Cohn, Gerberstrasse 
e beliebige Auskunft gratis ertheilt. 


Benoni Kaskel, 
Breitestrasse No. 22. 
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Aufforderung. 
Die Debitoren der Mode-Waaren⸗Hand⸗ 
lung J M. R. Witkowski Wwe. (Markt 
No. 43.), deren Rechnungen älter als vier 
Monate find, werden hiermit höflichſt erſucht, 
dieſelben innerhalb vier Wochen zu be⸗ 
richtigen. 
Poſen, den 20. April 1847. 


Nee 


Bekanntmachung. 

Die Berliner Land- und Waſſertrans⸗ 
port⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
übernimmt die Verſicherung von Waaren, Gütern 
und Getreide ſowohl auf den Land- als Waſſertrans⸗ 
port zur billigſten Prämie und wird in jeder 
Beziehung keiner Geſellſchaft nachſtehen, 
auch den üblichen Mabatt am Jahresſchluß ge⸗ 
währen. Zur Annahme von Verſicherungen iſt be⸗ 

reit in Poſen Fr. Bielefeld. 


Die Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
o Joni a 
empfiehlt ſich zur Annahme von Verſicherungen durch 


die unterzeichneten Haupt-Agenten, fo wie durch d 
Special-Agenten Heinrich Roſenthal, 5 


No. 85. 
D. L. Lubenau Wwe. & Sohn, 
Breiteſtraße No. 26. 


Buchbinder ⸗Calieo's (gepreßte Kattune) 
direkt aus der Fabrik Fiſcher K Bergham in 
Mancheſt er bezogen, ſind in großer Auswahl 
und vorzüglicher Güte, bei größerer Abnahme beſon⸗ 
ders ſehr billig zu haben in der Schreibmateria— 

lien-Handlung des i 


A. W. Wolffſohn, Markt 62. 


Das Grundſtück Nro. 40. St. Martin hierſelbſt, 
welches ſchon bebaut iſt, wozu aber noch in der Front 
ein Bauplatz zum Vorderhauſe, Hofraum und Gar⸗ 
ten gehört, iſt aus freier Hand zu verkaufen. Die 
Bedingungen ſind bei der Eigenthümerin daſelbſt zu 
erfahren. j 

Der Laden im Haufe No. 14. Friedrichsftraße ift 
von jetzt ab, oder auch von Michaelis d. J., zu ver⸗ 
miethen. Auskunft ertheilt der Eigenthümer. 


Büttel und Gerderſtraßen⸗Ecke No. 12. iſt eine 
Stube in der Bel-Etage nach vorne hinaus ſofort 
zu vermiethen. 


Ein Laden nebſt Wohnung iſt Breslauer, 
Straße No. 6. vom Ifien Oktober ab zu ver- 
miethen. 


Perl⸗Graupe und Nudeln 
hat im Ganzen wie im Einzelnen billig abzulaſſen 
die vn am Sapieha-Platz 7. in der Malz⸗ 
mühle. 


Bekanntmachung 
Es iſt höheren Orts geſtattet worden, daß die 
Droſchken auch zur Fahrt nach Urbanowo benutzt 
werden können, und iſt hiefür 
von 1 und 2 Perſonen . . 10 Sgr., 
von 3 und 4 Perſonen . . 15 Sgr., 
als Fahrgeld zu entrichten 


Die Poſener Droſchken-Anſtalt. 


Bairiſche Bierhalle. 


Einem geehrten Publikum zeige ich hiermit erge⸗ 
benſt an, daß ich das Lokal Breslauerſtraße No. 9, 
und Taubenſtraßen-⸗Ecke von dem Herrn Conrad 
Lambert übernommen habe. Hiermit verbinde ich 
die gehorſamſte Anzeige, daß ich noch außer Bairiſch 
Bier das ſo ſehr beliebte Bockbier in bekannter be⸗ 
ſter Qualität ausſchenke, ſo wie kaltes und warmes 
Frühſtück, nebſt Abendeſſen, in vorzüglicher Güte 
zum ſoliden Preife von heute ab verabreicht. 

Poſen, den 20. April 1847. 
X. Laferski. 


F. Gerlach 


empfiehlt feine in der Jeſuitenſtraße No. 11. 
neu eingerichtete Reſtauration zum gefälligen Be⸗ 
ſuch. Warme und kalte Speiſen, und gute Ge⸗ 
tränke, bei freundlicher Bedienung, zu jeder Tageszeit. 


(Beilage.) 


‘ 


Beilage zur Zeitung fü 


Laudtags Angelegenheiten. 
Sitzung des Vereinigten Landtags am 15. April 18 47. 


Vereinigte Kurie⸗ A 

Landtags-Marſchall: Ich erſuche den Herrn Protokollführer, das 
Protokoll der vorigen Sitzung zu verleſen (das Protokoll wird vom Secre— 
tair v. Leipziger verleſen. 

Der Marſchall: Ich ſtelle das Protokoll zur Genehmigung der Ver⸗ 
ſammlung. (Der Abg. v. Bockum⸗Dolffs nimmt die Stelle eines Secre— 
tairs, für dieſen Augenblick noch die Stelle des Redners ein. 

Abgeordneter v. Bockum-Dolffs: Durchlauchtigſter Fürſt und Mar⸗ 
ſchall! Ich habe Ew. Durchlaucht bereits vor der Sitzung gebeten, mir das 
Wort zu ertheilen in einer allgemeinen Angelegenheit, auf die ich zunächſt 
nach Berichtigung des Protokolls zurückzukommen mir vorbehalte. Ich wollte 
gegenwärtig uͤber das Protokoll Folgendes bemerken: Wie man im Allgemei— 
nen nur Weniges zu hören vermag, ſo iſt es uns auch hier ergangen, und ich 
muß den Seeretair deshalb bitten, die Fragſtellung nochmals verleſen zu wollen. 

Secretair v. Leipziger: Will die Verſammlung, daß an Se. Majeſtät 
den König eine Dank⸗Adreſſe erlaſſen werde? 

v. Vockum⸗Dolffs: Der Graf Schwerin hat den Antrag geſtellt: 
Es möge an den König eine Adreſſe eingereicht werden; in dieſer Adreſſe fei 
der ſchuldige Dank auszuſprechen und zugleich ſeien darin die Bedenken nie— 


derzulegen, die ſich von dem Geſichtspunkt des Rechts und den Garantien 


aus, die durch die frühere Geſetzgebung, namentlich durch das Geſetz vom 17. 
Januar 1820, dem Volke und den Staatsgläubigern gewährt worden, auf— 
drängen müßten. Es iſt demnächſt die Frage zugelaſſen worden, ob die Ve⸗ 
rathung einer Adreſſe ſtatthaben ſoll, von einer Dank⸗Adreſſe iſt bei der Frag⸗ 
ſtellung nicht die Rede geweſen. Es ſcheint mir daher erforderlich, daß nach 
Formulirung der Frage, nachdem ſte niedergeſchrieben worden, dieſelbe von dem 
Secretair jedesmal laut und deutlich verleſen und dann erſt abgeſtimmt werde. 

Der Marſchall: Ich habe darauf nichts Anderes zu erwiedern, als 
daß mir die Worte, deren ich mich vorgeſtern bedient habe, ganz genau er— 
innerlich ſind; es waren genau die Worte, die ſich in dem Protokoll befinden. 
Die Frage hat gelautet: Beſchließt die Verſammlung eine Dank-Adreſſe an 
Se. Majeftät den König zu erlaſſen? 

Sec. v. Leipziger: Ich muß dies beſtätigen; wir haben unſere Noti- 
zen an demſelben Aend verglichen; es war die Frsge in dieſer Art geflellt; 
ich habe es mir auch nicht anders notirt. Auch der ſtenographiſche Bericht er= 
wähnt zweimal einer Dank⸗Adreſſe. (Mehrere Stimmen: Dant-Adrefle!) 

v. Bochum⸗Dolffs: Ich habe ſehr genau vernommen, daß die Frage 
geſtellt wurde: Soll eine Adreſſe in Berathung genommen werden? (Meh⸗ 
rere Stimmen: ja! ja! andere: nein! nein!) Ich muß Ew. Durchlaucht bit⸗ 
ten, daß nach dem Geſchäfts-Reglement verfahren werde. Nach dieſem darf 
ich von Niemanden unterbrochen werden, als von Ew. Durchlaucht. Dies 
Recht vindizire ich mir und zugleich jedem künftig redenden Mitgliede der 
hohen Verſammlung. Es kann Niemanden erwünſcht ſein, auf eine andere 
Weiſe als auf die geſetzliche unterbrochen zu werden. Was ich gehört habe, 
das erkläre ich hier; iſt es nicht richtig, ſo muß ich mich der Entſcheidung 
der Verſammlung unterwerfen. 

Der Marſchall: Die Verſammlung iſt nicht veranlaßt, darüber zu 
entſcheiden. . 

Br. v. Bockum⸗Dolffs: Ich kehre auf den Punkt zurück, daß ich 
ſehr deutlich vernommen habe, daß die Frage geſtellt worden iſt: Soll eine 
Adreſſe an Se. Majeſtät den König berathen werden? Erſt nach dem 
dieſe Frage aufgeſtellt war, hat Se. Durchlaucht der Marſchall erklärt: es 
wird ſomit eine Dank⸗Adreſſe in Berathung genommen werden. 
terdrein hat alſo Se. Durchlaucht das Wort »Dank« hinzugefügt. 

Der Marſchall: Ich bemerke in der Kürze, um nicht etwas zu ſa⸗ 
gen, worauf wir ſpäter zurückzukommen Gelegenheit haben dürften, daß nach 
der Geſchäfts⸗Ordnung Verhandlungen über das Protokoll der vorigen Siz- 
zung in dem Protokoll der gegenwärtigen Sitzung keinen Platz finden. Es 
fragt ſich, ob weitere Bemerkungen über das verleſene Protokoll erhoben werden. 

Eine Stimme: Ich wünſchte, daß diejenigen, welche näher geſeſſen 
haben, ſich hierüber erklären. 5 

Der Marſchall: Dieſer Punkt iſt erledigt. Es fragt ſich nun, ob 
weitere Bemerkungen über das verleſene Protokoll erhoben werden? Da dies 
nicht der Fall iſt, ſo erkläre ich Namens der Verſammlung das Protokoll 
für genehmigt. 

Ich erſuche den Herrn v. Beckerath, den Adreſ-Entwurf, wie er aus 
der Abtheilung hervorgegangen iſt, zu verlefen. 

Der Abg. v Saucken: Ich möchte mir das Wort über die Veröffent- 
lichung der Landtags-Verhandlungen erbitten. (Er erhielt das Wort.) 

Durchlauchtigſter Marſchall! Indem Sie mir das Wort gegeben, halte 
ich es für meine Pflicht, mit Offenheit und männlichem Freimuthe meine 
Anſicht in dieſer Verſammlung zu bekennen. Ich richte an Sie, meine hoch⸗ 
geehrten Herren, meine Worte. Ich muß geſtehen, daß eine Veröffentlichung 
unſeres hier beſchloſſenen Antrags in der Allg Preuß. Zeitung unter den 

amtlichen Artikeln ſtattgefunden hat, die eine falſche Anſicht über das, was 
hier verhandelt iſt, in das große Publikum gebracht hat. Ich muß mir da⸗ 
her die Bitte an Ew. Durchlaucht erlauben, den Königl. Kommiſſarius zu 
erſuchen, ähnlichen Dingen vorzubeugen, damit nicht Erklärungen im Volke 
verbreitet werden, die am anderen Tage zwar durch unſere Protokolle berich⸗ 
tigt werden, die aber den Eindruck, den ſie im Volke gemacht haben, nicht 
mehr aufheben können. Es ſtand unter den amtlichen Artikeln aufgeführt: 
der Landtag hat eine Dank⸗adreſſe beſchloſſen. Der Landtag hat beſchloſſen, 
Sr. Majeſtät dem Könige vor Allem zu danken für die großherzigen Geſin⸗ 
nungen, mit welchen er alle Vertreter des Volkes hier zuſammenberufen hat, 
und hierfür zu danken, hat gewiß Keiner angeſtanden. Aber zu danken, ohne 
zugleich auszuſprechen, was im Volke lebt, das, glaube ich, haben Viele 
nicht geſagt. Ich wollte nur Eines bemerken: in meiner Provinz wird es 
augenblicklich die Gemüther erregt haben, wenn man glaubt, wir hätten es 
verſäumt, unſere Bedenken auszuſprechen. Meine Bitte iſt die, daß amt⸗ 
liche Bekanntmachungen in der bemerkten Art entweder gar nicht oder doch 


r das Großherzogthum Poſen. 


Erſt hin⸗ 


den 20. April 1847. 


ſo treu gegeben werden, daß Mißdeutungen, wie hier geſchehen iſt, nicht 
möglich ſind. 

Der Marſchall: Was den letzten Theil der eben gemachten Bemer⸗ 
kung betrifft, ſo anticipirt ſie gewiſſermaßen der bevorſtehenden Berathung, 
und es iſt nicht erforderlich, ſich darauf einzulaſſen. Was die erſte Bemer⸗ 
kung betrifft, nämlich den Artikel, welcher am erſten Tage in der Allgem. 
Preuß. Zeitung geſtanden hat, fo iſt die Geſchichte deſſelben ſehr einfach 
und unſchuldig. Es war damals noch zweifelhaft, wie ſchnell die Stenogra— 
phen ihre Verichte einbringen würden; es konnte erwartet werden, daß drei 
bis vier Tage darüber hingehen würden, und deshalb ſchien es nöthig, einft- 
weilen und bis der ſtenographiſche Vericht nachfolgen konnte, eine kurze Bes 
nachrichtigung davon zu geben, womit ſich die Verſammlung beſchäftigt habe. 
Es hat ſich jedoch gezeigt, daß der ſtenographiſche Bericht wahrſcheinlich ſchon 
an demſelben Tage, mit aller Gewißheit aber am folgenden Tage geliefert 
werden könne. Darum findet dieſes Bedürfniß nicht mehr ſtatt, und man iſt 
ſchon dahin übereingekommen, daß keine Bekanntmachungen auf dieſe Weiſe 
weiter erlaſſen werden, ſondern daß der ſtenographiſche Bericht abgewartet 
werden ſolle, der ſo bald als möglich in den Zeitungen erſcheinen wird, und 
ſomit, glaube ich, iſt dieſe Bemerkung erledigt. 

Königl. Komm.: Ich will nur eine kurze Vemerkung machen. Es 
iſt von dem Redner hervorgehoben, daß dieſe Notiz in der Zeikung nicht rich⸗ 
tig ſei; ſie hat keinen Anſpruch machen können auf Vollſtändigkeit, wohl 
aber auf Richtigkeit. Die Unrichtigkeit ſoll darin beſtehen, daß nach dem 
Zeitungs⸗Artikel eine Dank = Adrefie beſchloſſen ſei. Wir haben aber durch 
das Protokoll vernommen, daß eine wirkliche Dankadreſſe beantragt und be— 
ſchloſſen ſei, worin liegt nun die Unrichtigkeit dieſes Artikels? Uebrigens bin 
ich damit einverſtanden, daß in Zukunft nur die Berichte der Stenographie 
in den Zeitugen erſcheinen, und wenn ich die Veranlaſſung geweſen bin, daß 
jener Artikel mit Genehmigung des Landtags⸗Marſchalls in der Allg. Preuß. 
Zeitung erſchienen iſt, ſo hatte dies keinen anderen Zweck, als daß es im 
Publikum und im ganzen Lande nicht auffallen möge, wenn eine Sitzung 
ftattgefunden und man während zwei oder drei Tagen nichts davon erführe. 
Vollſtändig war alſo dieſe Notiz nicht, aber richtig iſt ſie, wie das Protokoll 
beweiſt, in dieſem Punkte geweſen. 

Abg. Hanſemann: Ich erlaube mir nur wenige Worte auf dasjenige 
zu erwiedern, was der Landtags-Kommiſſarius ſo eben bemerkt hat. Auch ich 
habe bei der Fragſtellung, obgleich vorher im Laufe der Verhandlung von 
Sr. Durchlaucht das Wort Dank -Adreſſe einmal gebraucht worden iſt, nur 
das Wort Adreffe gehört. Dieſer Gegenſtand iſt nun durch die Erklärun⸗ 
gen, die hier ſtattgefunden haben, im Protokolle geordnet, und man kann 
darüber zwar verſchiedene Anſicht haben; es gilt das, was geſagt worden ifl. 
Ein anderer Punkt, den ich hervorheben will, iſt der, daß in dem veröffent⸗ 
lichten Protokolle von dem Antrage des Abg. Grafen v. Schwerin geſagt iſt, 
es ſei von ihm eine Dankadreſſe beantragt. Nun bin ich weit davon entfernt, 
zu verlangen, daß in einem ſummariſchen Protokolle die Verhandlungen volle 
ſtändig aufgenommen werden; es iſt aber nothwendig, daß in der Veröffent⸗ 
lichung materiell dasjenige enthalten ſei, was zum vollkommenen Verſtändniß 
der Sache dient, und in dieſer Hinſicht weicht der veröffentlichte Artikel 
weſentlich von dem hier vorgeleſenen Protokolle ab; denn es heißt darin, »der 
Graf Schwerin habe eine Dankadreſſe beantragt«, während derſelbe den Anz 
trag auf den Ausſpruch des Dankes und zugleich auf den Anſpruch der Be⸗ 
denken geſtellt hat, die in uns entſprungen find. Ich wünſche, daß künftig 
bei dergleichen Veröffentlichungen, fo kurz fie auch gehalten werden, ſolche 
weſentliche Punkte bezeichnend angeführt werden mögen, denn in der That 
wird das Land uns mißverſtanden haben, wenn es dies Protokoll in den Zei— 
tungen geleſen hat. 

Graf Schwerin (vom Platz). Was ich beantragt habe, war allerdings 
eine Dank-⸗Adreſſe; dies ſchließt aber nicht aus, daß darin auch Bedenken aus⸗ 
geſprochen werden können. Ich für meine Perſon bin vollſtändig befriedigt, 
obgleich ich gehört habe, daß der Marſchall in der vorigen Sitzung eine Dank⸗ 
Adreſſe zur Frage geſtellt hat; ich habe aber darüber geſchwiegen, weil ich der 


Meinung bin, daß die Abſtimmung vollſtändig mit meinem Antrage in Ein⸗ 


klang war. Ich habe auch in dem Ausdrucke der Allg. Preuß. Ztg. nichts 
gefunden, was im Widerſpruche mit dem, was hier verhandelt worden iſt, 
geſtanden hätte. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Ich hatte mir das Wort von Ew. Durch⸗ 
laucht erbeten, um über dieſen nämlichen Gegenſtand zu ſprechen. Die Stände 
vermögen ſich nur auf dem Boden der Loyalität zu bewegen; ich habe aber 
den Artikel in der Allg. Preuß. Zig für nicht geſetzlich halten müſſen, da 
nach den vom Königl Kommſſarius gegebenen Erklärungen unſer Geſchäfts⸗ 
Reglement ein Geſetz iſt, und mit dieſem, namentlich mit dem 8. 24. deſſel⸗ 
ben, ſteht der Erlaß eines Zeitungsberichtes unter der Rubrik „Landtags⸗An⸗ 
gelegenheiten“, der nicht von der Verſammlung ausgeganzen, im Widerſpruch. 
Der Artikel muß demnach als mit dem Geſetze nicht übereinſtimmend bezeich⸗ 
net werden, und habe ich die Verſammlung alſo verwahren wollen, daß ihr 
keine derartigen Artikel untergeſchoben werden. 

Marſchall: Ich finde in dem, was eben geſagt worden iſt, nicht die 
mindeſte Veranlaſſung, auf die ſchon mitgetheilte einfache und unſchuldige 
Geſchichte des fraglichen Artikels zurückzukommen, und bitte daher den Refe⸗ 
renten, den Adreß-Entwurf vorzuleſen. 5 

Abg. v. Beckerath: Ich habe die Ehre, im Namen des Ausſchuſſes, 
welcher beauftragt iſt, die Adreſſe an Se. Majeſtät zu entwerſen, folgenden 
Entwurf vorzutragen: 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! Br h 

Ew. Königliche Majeſtät haben ſeit Allerhöchſtihrem Regierungs⸗ Antritt 
auf eine edle Entfaltung des National-Lebens unabläſſig hingewirkt, und 
dankbar erfreut ſich das Land des Segens, den eine lebendigere Theilnahme 
des Volkes an den öffentlichen Angelegenheiten gewährt. Eine neue höhere 
Stufe hat ſich dieſer Theilnahme erſchloſſen; das Bedürfniß eines ſtändiſchen, 
der Einheit des Staates förderlichen Geſammtorgans erkennend, geruhten Ew. 
Königliche Majeſtät, die Stände aller Provinzen zu einem Vereinigten Land⸗ 
tage zu berufen. Ew. Majeſtät haben aus freiem, wahrhaft Königlichem Ent⸗ 
ſchluß einen großen Schritt gethan, und wir erfüllen eine ernſte heilige Pflicht 
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indem wir in unwandelbarer Anhänglichkeit an Ew. Königliche Majeſtät Per⸗ 
ſon und Haus den Dank eines treuen Volkes am Throne niederlegen. 

Durch den hohen Geiſt ſeiner Fürſten und die Kraft der Volksgeſinnung 
ward das Vaterland emporgehoben; auch ſein ferneres Gedeihen beruht auf 
dieſer Gemeinſamkeit. Sie hat ſich darin neu bewährt, daß Ew. Königliche 
Majeſtät in dem Allerhöchſten Patente vom 3. Februar d. J. die Abſicht kund⸗ 
gaben, fortzubauen auf den von des Hochſeligen Königs Majeſtät erlaſſenen 
Geſetzen, an welchen das Volk als an dem wohlerworbenen Erbe ſeiner 
Kampfestreue hängt. 5 

Nachdem Ew. Königl. Majeſtät den in dem Geſetze vom 5. Juni 1823 
ausgedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Verſammlung, welche in jenem 
Geſetze eine allgemeine ſtändiſche, in demjenigen vom 17. Januar 1820 eine 
reichsſtändiſche Verſammlung genannt wird, den Namen des Vereinigten Land⸗ 
tags beigelegt haben, ſind dadurch dem letzteren die in den angeführten und 
in früheren Geſetzen begründeten Rechte erworben. Die Verordnung vom 17. 
Januar 1820 verpflichtet die Staatsſchulden-Verwaltungs⸗Behörde, der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen, und gewährt ihr 
hierdurch die Lebensbedingung einer gedeihlichen Wirkſamkeit, die periodiſche 
Einberufung. Daſſelbe Geſetz knüpft an die Mitgarantie der reichsſtändiſchen 
Verſammlung nicht Mur Anleihen, für welche das geſammte Vermögen des 
Staates zur Sicherheit beſtellt wird, oder welche zu Friedenzwecken dienen, 
ſondern jedes neue Darlehn, welches aufzunehmen der Staat zu ſeiner Er⸗ 
haltung oder zur Förderung des allgemeinen Beſten in die Nothwendigkeit 
kommen möchte. Sodann iſt die Garantie von Staatsſchulden weſentlich be⸗ 
dingt durch eine genaue Kenntniß der Finanzlage des Landes und durch den 
Beſtand des Staatsvermögens, aus welchem letzteren Grunde auch die Mit⸗ 
wirkung der Stände bei Verfügungen über die Domainen, welche über die 


Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Januar 1820 hinausgehen, einen Theil 


ihres Rechtsgebietes bildet. Ferner beſtimmt das Geſetz vom 5. Juni 1823, 
daß, ſo lange keine allgemeine ſtändiſche Verſammlungen ſtattfinden, auch die 
Entwürfe zu allgemeinen Geſetzen den Provinzial= Ständen vorgelegt werden 
ſollen, welche Beſtimmung jedoch nunmehr durch die Errichtung des Vereinig⸗ 
ten Landtages ihre Erledigung gefunden hat, fo daß der Veirath des letzteren 
zu allen allgemeinen Geſetzen, welche Veränderungen in Perſonen- und Ei⸗ 
genthumsrechten und in den Steuern zum Gegenſtande haben, erforderlich iſt 
und durch das Gutachten der Provinzial-Landtage und der Vereinigten Aus⸗ 
ſchüſſe nicht erſetzt werden kann. 
Allergnädigſter König und Herr! 

Das Wort unſeres Königlichen Gebieters, auch wenn es ſchmerzlich 
berührt, als treue Unterthanen ehrend und eines Eingehens auf die Thron⸗ 
Rede in Ehrfurcht uns enthaltend, gedenken wir nur des Ausſpruches Ew. 
Majeſtät, daß das Staatsſchulden-Geſetz vom 17. Januar 1820 in ſeinem 
unausgeführten Theile den Ständen Rechte und Pflichten giebt, die weder 
von Propinzial⸗Verſammlungen noch von Ausſchüſſen geübt werden können. 
Auch wir vermögen nicht anzuerkennen, daß der Vereinigte Landtag in den 
ihm als reichsſtändiſcher Verſammlung zuſtehenden Funktisnen durch andere 
ſtändiſche Körperſchaften rechtsgültig vertreten und daß bei der Aufnahme von 
Anleihen durch Zuziehung ſolcher Körperſchaften die Mitgarantie des Verei⸗ 
nigten Landtags erſetzt werden kann. 1 

Gehorſam dem Rufe Ew. Majeſtät und im Begriff, unſere Wirkſamkeit 
zu beginnen, fühlen wir uns in unſerem Gewiſſen gedrungen, zur Wahrung 
der ſtändiſchen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Erklärung am Throne 
niederzulegen. Vertrauensvoll richtet ſich unſer Blick auf den hochherzigen 
Fürſten, der uns in ſeiner Weisheit um ſich verſammelte, damit die Macht 
der Krone mit der gedeihlichen Wirkſamkeit der Stände auf unerſchütterlichem 
Boden ſich verbinde. Ew. Königl. Majeſtät Selbſt haben das Recht als die 
ſen Boden bezeichnet und das fürſtliche Wort geſprochen: zwiſchen uns ſei 
Wahrheit! Wir leben der freudigen Zuverſicht, daß auf ſolchen Grundlagen 
der Bau der vaterländiſchen Zukunft immer ſchöner ſich erheben werde. Dann 
iſt die Macht der Krone ſeſt begründet, denn fie wurzelt in dem ſittlichen Bes 
wußtſein der Nation; dann iſt dem Preußtſchen Volke ein vor den ſozialen 
Gefahren der Gegenwart geſicherter Entwickelungsgang gewährt; unter den 
Segnungen einer kräftigen monarchiſchen Regierung wird es der Güter eines 
freien, öffentlichen, alle Klaſſen des Volkes erhebenden Staatslebens theilhaf- 
tig werden und, in Liebe und Treue geſchaart um ſeinen Königlichen Führer, 
der großen Beſtimmung entgegengehen, zu welcher die Vorſehung den Preu⸗ 
ßiſchen Staat und mit ihm das geſammte Deutſche Vaterland berufen hat. 

In tieſſter Ehrfurcht Ew. Königlichen Majeſtät f 

allerunterthänigſt treugehorſamſte 
Die zum Vereinigten Landtag verſammelten Stände 

Der Königl. Komm.: Es iſt in keiner Weiſe meine Abſicht, mich in die 
Debatte miſchen zu wollen, welche eben eröffnet werden ſoll, um dem Inhalt, 
der Form oder dem Ausdrucke der Dank-⸗Adreſſe, oder „det Dank⸗ und Be⸗ 
ſchwerde⸗Adreſſe“ (wie Sie ſolche nennen wollen), welche Sie in Begriff ſind, 
an Se. Majeſtät den König zu richten, vorzugreifen. In dem Entwurf 
aber, welchen Ihre Kommiſſton vorgelegt hat, findet ſich ein bedeutender 
Paſſus, welcher mir die Pflicht auferlegt, Aufklärungen zu geben, die theils 
rechtlicher, theils faktiſcher Art ſind. Ich glaube, dieſe Aufklärungen nicht 
allein in meinem, ſondern auch im Namen aller Räthe der Krone geben zu 
müſſen, welche Se. Mäjeſtät der König berufen hatte, ihm bei Vollendung 
feines großen legislatoriſchen Werkes beizuſtehen. Ich meine denjenigen Theil 
des Adreß⸗Entwurſs, welcher eine Verwahrung gegen vermeintlich verletzte 
Rechte enthält. Ich bekenne, daß die Räthe der Krone die Frage, ob eine 
noch nicht geſchaffene Körperfchaft andere Rechte beſitzen könne, als diejeni⸗ 
gen, welche aus den Geſetzen hervorgehen, welche fie ins Leben gerufen, nicht 
erwogen, weil ſie niemals zur Sprache gekommen iſt. Ich bemerke weiter, 
daß die Räthe der Krone, die Frage, ob der Geſetzgeber verpflichtet ſei, in 
Beziehung auf den nicht ausgeführten Theil älterer Geſetze bei dem neuen 
Werke ſich genau und buchſtäblich an die Andeutungen der alten Geſetze zu 
halten, gleichfalls unerwogen geblieben ist. Wir find aber auch nicht in dem 
Fall geweſen, dieſe Frage erörtern zu müſſen; weil wir der Ueberzeugung 
waren, daß es räthlich und nützlich ſei, die Andeutungen drs früheren Geſetz⸗ 
gebers in dem neuen Werke auf das treuſte und vollſtändigſte zu er⸗ 
füllen. In dieſer Vorausſicht, in dieſer Abſicht haben wir Sr. Majeſtät dem 
Könige unſeren Rath ertheilt; und als meine Kollegen und ich die Geſetze 


kontraſignirten, haben wir Alle, einſchlirßlich desjenigen unter uns, welcher 
bereits bei Abfaſſung des Geſetzes vom 17. Januar u thätigen Anzheil 
genommen, und einſchlietlich der drei Herren Juſtiz-Miniſter die pflichtmä⸗ 
zige Ueberzeugung ausſprechen können, daß keine Verletzung der früheren 
Verſprechungen irgendwie in dem neuen Geſetze enthalten ſei. Dieſe Zuſiche⸗ 
rung haben wir Sr. Majeſtät pflichrmäßig unſerem Eide gemäß gemacht. 
Die hohe Verſammlung wird es gerecht ſinden, wenn wir uns überraſcht 
fühlen, jetzt in dieſem Entwurfe mit einemmale eine Reihe von Punkten auf- 
geſtellt zu finden, wodurch die hohe Verſammlung eine Verletzung des. befte- 
henden Rechtszuſtandes in demſelben zu finden glaubt. 

Ich gehe auf die einzelnen Punkte über. Die Ausführug des unvollen⸗ 
ten Theils des Geſetzes vom 17. Januar 1820 mußte ein Hauptgegenſtand 
der neuen Geſetzgebung ſein, ſie iſt deshalb in allen Inſtanzen auf das aller⸗ 
genaueſte, reifüchſte und beſte erwogen. Dabei kam natürlich zunächſt die 
Bedeutung der Worte dieſes Geſetzes in Frage, welche beſagen, daß nur un⸗ 
ter Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung neue Darlehne aufgenommen werden können. Es fragte ſich: was 
heißt Zuziehung und Mitgarantie? iſt Zuziehung gleich bedeutend mit Ein⸗ 
willigung? Zuziehung und Einwilligung find gewiß ſehr verſchiedene Be- 
griffe. Zuziehung involvirt nichts weiter als Kenntnißnahme und Mitwirkung. 
Einwilligung involvirt nothwendig ein Veto. Man konnte weiter fragen: Iſt 
unter Zuziegung und Mitgarantie eine Einwilligung verſtanden? Dann 
würde nun aber bejahenden Falles die weitere Frage aufgeſtellt werden müſ— 
fen: warum iſt dann nicht einfach das Wort Einwilligung, Zuſtimmung ge⸗ 
wählt? Zur Schlichtung dieſer Zweifel hätte man rathen können, in das 
neue Geſetz genau und pünktlich die Worte des älteren Geſetzes aufzunehmen. 
Einmal wäre dadurch, aber die Ungewißheit der Gegenwart nur auf die künf— 
tige Praxis hinausgeſchoben, andererſeits überhob uns ein ausdrücklicher Be⸗ 
fehl des Königs eines jeden Bedenkens, indem Se. Majeſtät zu befehlen ge⸗ 
ruhten, daß das neue Geſetz deutlich und unumwunden die Regel ausſprechen 
ſolle, daß zu neuen Darlehnen die Zuſtimmung der Stände-Verſammlung 
nothwendig ſei, mit anderen Worten, daß keine neuen Schulden ohne Zu- 
jlimmung der Stände gemacht werden könnten. Aber eine Ausnahme war 
nöthig. Es wird keiner großen Ausführung bedürfen, um die hohe Ver⸗ 
ſammlung zu überzeugen, daß in Kriegsfällen durch feindliche Invaftonen 
ein Zuſtand herbeigeführt werden kann, wo es unmöglich iſt, daß eine reichs⸗ 
ſtändiſche Verſammlung, ſie beſtehe aus 600 oder 400 Perſonen, oder aus 
welcher größeren Zahl immer, vorher zuſammenberufen werden kann, um die 
Geldmittel zu beſchaffen, von welchen vielleicht die Exiſtenz des Vaterlandes 
abhängt. Es iſt eben ſo wenig zu bezweifeln, daß koſtbare Rüſtungen uner⸗ 
lätzlich nöthig werden können, die nicht durch Zuſammenberufung einer ſolchen 
Verſammlung zu einem Europäiſchen Geheimniß gemacht werden dürfen. Des⸗ 
halb war es unerläßlich, wenn das Geſetz nicht in einer Weiſe eingeführt 
werden ſollte, die dem Vaterlande Verderben brächte, daß ein Modus auf⸗ 
gefunden wurde, um in dieſem Falle das Geſetz mit dem Wohle des Vater⸗ 
landes in Einklang zu bringen. Dieſen glaubt das Staats-Miniſterium ge⸗ 
funden zu haben, in dem Auswege, den Sie Alle kennen, der in dem I 


vom 3. Februar d. J. enthalten iſt. Es iſt darin ein ſehr enger Ausſchuß 


der hohen Verſammtung konſtituirt; es iſt beſtimmt genau nach dem Worte 
des Geſetzes, daß dieſer in ſolchen Nothfällen zugezogen werden ſoll, und daß 
auf dieſe Weiſe die ihn konſtituirende große ſtändiſche Verſammlung eine Mit⸗ 
wirkung erhalte. Es iſt aber keineswegs darin geſagt, daß dieſer enge Aus⸗ 
ſchuß die Zuſtimmung der großen Verſammlung ergänzen ſolle; denn ſonſt 
würde das Wort Zustimmung auch in dieſem Falle gebraucht worden fein: 
ſondern es iſt nur geſagt, daß dieſer enge Ausſchuß (der Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen) zugezogen werden ſoll, damit er Kenntniß erhalte, fo 
von der Nothwendigkeit des Jarlehns, wie von der kkonomiſchen Beſchaffung 
deſſelben, und in der großen Stände-Verſammlung, die berufen werden foll, 
ſobald die Umſtände es geſtatten, damit die Regierung Rechenſchaft gebe über 
Nothwendigkeit und Verwendung des Darlehns, das Organ ſei, Zeugniß ab⸗ 
zulegen über die Art, wie die Regierung gehandelt. In diefem Sinne iſt 
dieſer Inſtitution gedacht. Es iſt allerdings nur die Zuziehung durch eine 
ſehr kleine Corporation vorgeſchrieben, allein dies war nöthig, weil mit einer 
großen Corporation in einem ſolchen Falle nicht zu verhandeln wäre. Auf 
dieſe Weiſe iſt dem Befehl Sr. Majeſtät des Königs genügt, es iſt in dem 
Falle das Geſetz vom Jahre 1820 auf das breiteſte zu Gunſten der Stände 
erklärt, wo es ohne Gefahr. für das Vaterland geſchehen konnte, wo dies 
aber ohne Gefährdung nicht geſchehen konnte, da mußte allerdings die engſte 
Interpretation eintreten, aber auch dieſe blieb in Uebereinſtimmung mit 
dem Geſez Keiner, dem ein Preußiſches Herz im Buſen ſchlägt, kann 
eine Ausführung des Geſetzes wünſchen, die das Vaterland in Gefahr brin⸗ 
gen möchte, und wenn ich ſage, Keiner, dem ein Preußiſches Herz im Bus 
ſen ſchlägt, ſo heißt das: Keiner in dieſer Verſammlung. Wenn aber 
die hohe Verſammlung einen anderen beſſeren Weg zu bezeichnen vermag, 
welcher, vereinbar mit unſeren Inſtitutionen, das Geſetz vom 17. Januar 
1820 mit dem Geſetz vom 3. Februar d. J. in Uebereinſtimmung bringt, ohne 
das Vaterland zu gefährden, ſo kann ich im Voraus die Verſicherung geben, 
daß die Regierung ihn mit Freuden betreten wird, denn dazu haben Se. 
Majeſtät Sie berufen, daß ihm guter Rath zu Theil werden möge; es muß 
aber, ich wiederhole es, ein Rath ſein, der vereinbar iſt mit unſeren Inſti⸗ 
tutionen und vereinbar mit der Wohlfahrt des Vaterlandes. (Bravo.) (Ich 
bitte meine Herren, ein für allemal, rühmen Sie mich nicht, ich trete nicht 
auf, um Vravo's zu erhalten, ſondern ich trete auf, um zu reden „was aus 
meinem innerſten Herzen kommt.) h vi 

Die zweite Ausftellung, die gemacht worden ift, iſt die, daß die Zuſtim⸗ 
mung der ſtändiſchen Verſammlung für ſolche Darlehne erfolgen ſolle, für 
welche das geſammte Eigenthum des Staates verpfändet iſt. Ich muß es be⸗ 
kennen, daß erfi, nachdem das Geſetz längſt vollzogen war, ich aus Pam⸗ 
phleten und Zeitungen den böſen Sinn entnommen habe, den man dieſen 
Worten unterlegen könnte. Ich habe auch in außerpreußiſchen Zeitungen ge⸗ 
funden, daß es nichts weiter bedürfe, als daß eine einzige Domaine ausge⸗ 
nommen ſei von der Verpfändung, um jedes Darlehn ohne fändiſche Zuſtim⸗ 
mung zu kontrahiten. Ich glaube nicht, daß Jemand von Sr. Majestät dem 
Könige oder Seiner Regierung eine ſo üble Meinung haben könne, daß man 
ſich hinter einen fo ſchlechten Kunſtgriff verſtecken und die ſtändiſchen Rechte 
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verkümmern wolle. In unſeren Sinn iſt es, das betheuere ich, nicht ge— 


kommen. Es find im neuen Geſetze genau die Worte des F. 3. des Geſetzes 
vom Jahre 1820. gebraucht, worin es heißt: »die Darlehne, wofür ſämmt⸗ 
liche Staats⸗Einnahmen verpfändet find« ; — fie ſtehen aber allerdings in einem 
etwas anderen Zuſammenhange, ſo daß fie die neue Faſſung nicht völlig recht— 
fertigen, und ich gebe es zu, daß eine fo ſchlimme Interpretation des neuen 
Geſetzes möglich ſei; aber noch einmal, fie iſt nie in unſeren Sinn gekom- 
men. Die Sache iſt vielmehr die: Zwiſchen Verwaltungsſchulden und eigent— 
lichen Staatsanleihen beſteht ein weſentlicher Unterſchied. Unſere Finanz-Ver⸗ 
waltung iſt vielleicht die einzige größerer Staaten, welche keine ſchwebende 
Schuld hat; wir bezahlen unſere Ausgaben aus wirklich vorhandenem Gelde, 
jo iſt es von der Weisheit des hochſeligen Königs Majeflät eingerichtet und 
fortgeführt. Aber auch bei der vorſichtigſten Verwaltung iſt es möglich, daß 
Fälle vorkommen, wo mäßige Geidſummen zur Beſtreitung augenblicklichen 
Bedürfniſſes für kurze Zeit angeliehen werden müſſen: das nennt man Ver⸗ 
waltungsſchulden. Wenn alſo beiſpielsweiſe im Monate Februar eine Million 
fehlt, von der man weiß, daß ſte im März abgetragen werden kann, ſo würde 
ohne eine ſolche oder ähnliche Klauſel nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
der Finanz⸗Miniſter, wenn man fie verbotenus und strietissime nehmen wollte, 
die große Stände-Verſammlung befragen müſſen (Sie werden mir die Be— 
antwortung der Frage erlaſſen), ob dies wünſchruswerth, ob es zuläſſtg ſei. 
Vor dieſer Nothwendigkeit ſollte die Klauſel des Geſetzes ſchützen können. 
Einen anderen Sinn ſollte ſie nicht haben. 
Verſammlung eine beſſere Garantie für dieſe Interpretation verlangen, als 
mein Wort geben kann, ſo mache ich mich verbindlich, daß Se. Mafeſtäl der 
König ſolche auf eine Weiſe geben werde, die jeden Zweifel umſtößt. 

Ich komme jetzt auf die Bemerkung über die Domainen, die in dem 
Adreß-Entwurf ſteht. Ich bekenne, daß ich ſie nicht ganz verſtehe. Weder im 
Geſetz vom Jahre 1815., wenn man überhaupt dahin zurückgehen will, noch 
in dem vom Jahre 1820. oder 1823. ſind einer künftigen reichsſtändiſchen 
Verſammlung in Beziehung auf Domainen beſondere Rechte zugeſichert wor— 
den, und im Geſetz vom 3. Februar 1847. find die Verhältniſſe der Domai- 
nen nicht im leiſeſten verändert. Alle rechtlichen Beziehungen, welche in An— 
ſehung auf Verwaltung, Verwendung und Veräußerung der Domainen be— 
ſtehen, ſind durch dieſes Geſetz nicht durch einen Hauch berührt; wenn alſo 
die Geſetze von 1815, 1820. und 1823. den künſtigen Ständen keine befon- 
deren Rechte in Vezug auf Domainen verheißen, wenn das neue Geſetz die 

omainen gar nicht berührt, fo weiß ich nicht, woher ein Recht entnommen 
werden könnte, noch wie es gekränkt ſein ſollte. Glaubt die hohe Stände— 
Verſammlung, daß ſie nach ihrer jetzigen Stellung einen beſonderen Einfluß 
auf die Domainen Verwaltung haben müſſe, fo würde dies einen Antrag, 
einen Wunſch, eine Bitee veranlaſſen können; aber wegen eines ſolchen erſt 
zu formirenden Antrages kann man doch keine Verwahrung einlegen. Es iſt 
möglich, daß ich die Stelle des Adreß-Entwurfs nicht richtig verſtanden habe, 
aber ich kann ihr keine andere Deutung geben. 


Ich erwähne jetzt des vierten Verwahrungspunktes, welcher aus dem Ge— 
ſetz vom Jahre 1823. entnommen iſt. Dieſes beſtimmt, daß ‚| fo lange keine 
allgemeine Stände⸗Verſammlungen da find, die Provinzial⸗Stände allgemeine 
Geſege berathen ſollen; es beſtimmt ferner: wann eine Zuſammenberufung der 
allgemeinen Stände erforderlich fein wird, und wie fie dann aus den Pro⸗ 
vinzial⸗Ständen hervorgehen follen üb i ie wei nt 

g „darüber bleiben Uns die weiteren Beſtim⸗ 
mungen vorbehalten. Nach dieſen Beſtimmungen war, wenn Se. Majeſtät auch 
jedes Wort für ſich verbindlich hielten, für Sie keine weitere Verpflichtung vor⸗ 
handen, als die allgemeine Stände-Vertretung aus den Provinzial-Landtagen 
zu berufen, ſobald Sie es für nöthig hielten. N 
follte, war der Allerhöchſten Weisheit vorbehalten. Der König konnte, wie 
Er es geihan, die Provinzial-Landtage in ihrer Geſammtheit berufen, Er 
konnte aber auch jede beliebige Fraktion aus ihnen entnehmen, ohne daß Je⸗ 
mand behaupten könnte, das Geſetz fri verletzt. Er hat Sie, meine Herren, 
in die große Verſammlung berufen und hat ihr den vollen Genuß nicht 
nur der verheißenen Attributtonen der künftigen Reichsſtände, ſondern auch 
weit darüber hinaus Rechte gegeben, welche niemals verheißen waren. In 
keiner früheren Verheißung war von einem Steuer-Bewilligungs rechte, 
immer nur von ſtändiſchen Verathungen die Rede. Eben fo iſt in keiner von 
dem Petitionsrecht geſprochen, beide wichtigen Rechte haben Se. Majeſtät der 
Verſammlung aus freier Entſchließung beigelegt. Allerhöchſidieſelben 
haben aber für erforderlich gehalten, diejenigen Theile der Funktionen der 
Central-Verſammlung, welche ſich nach Ihrer Anſicht und derjenigen der 
Räthe der Krone in einer fo großen Verſammlung ſchwer bewältigen laſſen, 
der Regel nach einer aus ihr hervorgehenden kleineren Verſammlung 
zu übertragen. Se. Majeſtät der König wären Jin Ihrem vollen Rechte ge⸗ 
weſen, wenn Sie dieſe kleine Verſammlung für eine reichsſtändiſche erklärt 
und ſie in den Vollgenuß N e Rechte eingeſetzt hätten, welche der 
großen Verſammlung beigelegt iſt. Konnte aber der kleineren Verſammlung 
(den Ausſchüſſen) das Ganze gegeben werden, ſo kann in der konkurrirenden 
Verleihung eines Theiles dieſer Rechte keine Rechtsverletzung liegen. Es han⸗ 
delt ſich hier nur von einer Nützlichkeits⸗Frage, von keiner Frage des 
Rechts. Iſt aber dies anerkannt, ſo erledigt ſich auch die angeregte Frage 
een Periodizität dahin, daß eine Central⸗Verſammlung vorhanden 
Jaht 1820 ö tegelmäßig aa Be HAAS die durch das Geſetz vom 
nungslegun er Haupt⸗Verwaltung der Staats-Schulden, vorgeſchriebene Rech⸗ 
ken De abzunehmen hat. Weiter verlangt das Geſetz nichts, und in Be⸗ 
— 5 die 9. ua iſt dieſes daher erfüllt. Ob dieſe Art der Er⸗ 
1 Mi a ft, davon handelt es ſich (hier nicht, denn die Frage der 
Nützlichkeit liegt wicht vor. Eben fo wenig aber kann ich eine Rechtsver⸗ 
letzung in der Beſtimmung zugeſtehen, daß die Provinzial⸗Stände auch fortan 
in einzelnen Ausnahme Fällen über allgemeine Geſetze ſollen berathen können. 
Das Geſetz vom 5. Juni 1823 fagt: So lange keine allgemeine Stände⸗ 
Verſammlung gebildet iR, ſollen die provinzial⸗Stände das Recht haben, 
auch über allgemeine SAndesgefege zu beſchließen. Daraus folgt doch nach 
der gefunden Logik nur, daß, nachdem eine gemeinſame Stände-Verſammlung 
geschaffen iſt, die Provinzial Stände deinen Anspruch mehr darauf haben. 
Ob aber Se. Majeſtät der König das konkurrirende Recht laſſen wollte oder 
nicht, das war ein Recht der freien Entſchließung, wie es nur eines geben 
kann. Hiermit iſt die Reihe der Verwahrungs-Punkte beſchloſſen. 


Möchte aber die hohe Stände 


Wie ſie daraus hervorgehen 


Ich glaube, meine und meiner Kollegen Anſicht, daß kein beſtehendes Ge- 
ſetz irgendwie verletzt ſei, genügend nachgewieſen zu haben. Sollte aber die 
hohe Verſammlung, ſollten einzelne Glider derſelben dadurch nicht überzeugt 
ſein, glauben dieſelben, Rechte aus anderen Geſetzen ableiten zu können, als 
wodurch die jetzige Stände-Verſammlung ins Leben gerufen iſt, ſo ſteht es 
ſelbſtredend frei, die Bedenken im gefegmäßigen Wege, d. h. im Wege der 
Petilion oder der Veſchwerde, an den Thron zu bringen und Se. Majeſtät 
um Abhülfe zu bitten Dies wäre nach meiner Ueberzeugung der geſetzmä⸗ 
bige Weg; ob Sie dieſen Weg einſchlagen oder Ihre Wünſche durch eine 
Verwahrung in der Adreſſe niederlegen wollen, das muß ich Ihrem Ermeſ⸗ 
ſen überlaſſen, da mir, wie ich Eingangs erwähnt, keine Einmiſchung zuſtand, 
wohl aber die Pflicht der Aufklärung oblag. f 

Abg. v. Beckerath: Wenn ich dem fo eben vernommeney Vortrag des 
Königl. Herrn Kommiſſarius Punkt für Punkt zu folgen ſuche, ſo wird mir 
dieſes Verfahren zugleich die beſte Gelegenheit geben, den Gedanken darzule⸗ 
gen, von welchem der Ausſchuß bei Abfaſſung des Entwurfs geleitet wurde. 
Der Herr Miniſter hat die Frage unerörtert gelaſſen, inwiefern die Krone 
ſich gegen den nicht ausgeführten Theil des Geſetzes vom 17. Januar 1820 
verbindlich erachte. Ich werde alſo auch darauf weiter nicht zu bemerken, 
ſondern nur eiuſach auf die von Sr. Majeſtät dem hochſeligen König in dem 
Geſetze ſelbſt ansgeſprochene Erklärung hinzuweiſen haben, daß die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes unwiderruflich ſeien. Der Herr Miniſter hat den 
Sinn des Wortes »Mitgarantie« in Frage geſtellt, ohne übrigens aus dem 
Zweifel irgend etwas Materielles herzuleiten. Die große Wichtigkeit der Ver⸗ 
handlung, in der wir uns befinden, und die Bedeutung, die ſich an dieſes 
eine Wort knüpft, macht es mir zur Pflicht, daran zu erinnern, daß »Mit⸗ 
garantle« unmöglich etwas Anderes heißen kann, als »Zuſtimmung,« denn 
wenn die Stände aufgefordert werden, eine Anleihe zu garantiren, fo hängt 
es von ihnen ab, dieſe Gerantie zu leiſten oder abzulehnen, in dem erſteren 
Falle geben fie ihre Zuſtimmung, in dem zweiten verweigern ſie dieſelbe. 
Welche Interpretation auch dem Wort »Zuzichung« gegeben werden möge, 
das Wort »Mitgarantie« hat keinen andern Sinn, als Zuſtimmung. Dieſe 
Beſtimmung des Geſetzes vom 17 Januar 1820 mit denjenigen Rückſichten 
zu vereinbaren, welche die Regierung auf die Wohlfahrt des Vaterlandes 
in drangvollen Augenblicken des Krieges zu nehmen hat, iſt eine Aufgabe, de⸗ 
ren Wichtigkeit nicht verkannt werden kann, und wenn ſeitens der Krone ein 
Vorſchlag zu ihrer Löſung den Ständen gemacht werden ſollte, fo wird der- 
ſelbe gewiß eine willige Aufnahme finden. Ich kann nicht umhin, bei dieſer 
Gelegenheit auf den großen Vortheil hinzuweiſen, den das Zuſammenwirken 
der Regierung mit den Ständen hat. Wenn wichtige Entſcheidungen zu 
treffen find, fo wird durch die vorherige Berathung mit den Ständen ein be⸗ 
klagenswerther Fall, wie er uns jetzt vorliegt, vermieden werden können. Wie 
erfreulich auch die Erklärung des Herrn Landtags-Kommiſſars war, ſo wird 
doch dadurch, nach meiner Anſicht, die Stände⸗Verſammlung ſich nicht derje⸗ 
nigen Pflicht entbunden fühlen können, die ſie gegen ihre Kommittenten hat, 
nämlich das Recht des Landes ſo lange zu wahren, bis dem neuen Geſetze 
gegenüber dieſes Recht durch die Geſetzgebung ſelbſt wiederhergeſtellt iſt. Die⸗ 
ſelbe Bemerkung trifft auch den Punkt in dem Geſetze vom 3. Februar 1847, 
nach welchem nur diejenigen ‚Anleihen an die Mitgarantie der Stände ge⸗ 


knüpft find, für die das geſammte Staatsvermögen zur Sicherheit geſtellt 


wird. Auch hier iſt durch den Herrn Landtags-Kommiſſar eine Ausſicht zur 
Verſtändigung mit der Regierung eröffnet worden; und gewiß wird die 
Stände-Verſammlung eine desfallſige authentiſche Erklärung mit Befriedi⸗ 
gung empfangen. Was die Domainen betrifft, ſo hat der Ausſchuß geglaubt, 
durch die betreffende Stelle in der Adreſſe feine Anſicht hinreichend auszu— 
drücken. Es ſei mir erlaubt, fie hier weiter zu entwickeln Bei der Mitga⸗ 
rantie von Anleihen, bei der Zuſtimmung zu Handlungen, welche den Staat 
belaſten, kommt es weſentlich auf den Beſtand des Staats-Vermögens, auf die 
Maſſe, auf den Ertrag der vorhandenen Domainen an. Die Verpflichtung, 
welche die Stände bei der Mitgarantie von Anleihen übernehmen, hängt alſo mit 
einem beſtimmten Zuſtande auf das innigſte zuſammen. Wird dieſer Zuſtand, der 
Bedingung ihres Handelns bildet, ohne ihre Mitwirkung alterirt, fo iſt die Vor— 
ausfegung, unter welcher fie die Anleihe bewilligten, aufgehoben und ihnen 
gleichſam der Boden unter den Füßen weggenommen. Ich will mich nicht 
in die Entwickelung der ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen vertiefen, die in un⸗ 
ſerem Lande eben ſo wenig wie in den anderen deutſchen Staaten fehlen, Be⸗ 
ſtimmungen, nach welchen die Domainen als Staats⸗Vermögen zu betrachten 
ſind, und nach welchen die Verfügung darüber in verſchiedener Weiſe an die 
Mitwirkung der Stände gebunden iſt. Die einzige Betrachtung genügt, daß 
eine Mitgarantie von Anleihen, die Betheiligung an der Vermehrung der 
Staatsſchuld, in dem innigſten Zuſammenhange mit dem aktiven Staats⸗Ver⸗ 
mögen ſteht, daß mithin die Stände, wenn ſie dem Lande eine Verpflichtung 
auferlegen ſoll, auch verſichert ſein müſſen, daß die vorhandenen Aktiva, aus 
welchen theilweiſe die Mittel zur Verzinſung und allmäligen Ablöſung flie⸗ 
ben, in demſelben Zuſtand bleiben, in welchem ſie bei der Handlung der 
Stände ſich befanden. In dem Vortrag des Königl. Hrn. Kommiſſars wurde 
ferner hervorgehoben, daß die Krone in dem Geſetz vom 5. Juni 1823. ſich 
ausdrücklich vorbehalten habe, die allgemeine Stände⸗Verſammlung in der der 
a ſcheinenden Weiſe aus den Provinzial-Ständen hervorgehen 
zu laſſen. 

Dieſes Recht ift unbeſtritten. Die Krone hat es ausgeübt, indem fle 
den Vereinigten Landtag errichteet. Es wurde darauf hingedeutet, daß die nach 
den früheren Geſetzen zu bildende reichsſtändiſche Verſammlung durch die Ge⸗ 
ſetze vom 3. Februar 1847. gleichſam in drei verſchiedene Körperſchaften ge⸗ 
theilt worden ſei. Der Zuläſſigkeit dieſer Eintheilung muß ich widerſprechen. 
Einmal iſt der Begriff einer reichsſtändiſchen Verſammlung ein einheitlicher 
untheilbarer, zum Anderen hat es aber nicht in der Abſicht des Geſetzgebers 
gelegen, eine ſolche Theilung zu bewirken. Es heißt in dem Patente vom 3. 
Februar d. J. §. 3: „Dem Vereinigten Landtag und in deſſen Vertre— 
tung dem vereinigten Ausſchuß übertragen Wir u. f. w.» Alſo iſt auch nach 
dem Ausſpruch des Geſetzgebers ſelbſt der Vereinigte Landtag allein als die 
in den früheren Geſetzen vorgeſehene reichsſtändiſche Verſammlung anzuſehen. 
Der Landtags⸗Kommiſſar deutete darauf hin, daß in dem angeführten frühe⸗ 
ren Geſetze ein Anſpruch auf das Petitionsrecht nicht begründet, aber dennoch 
dem Vereinigten Landtage reſp. den vereinigten Ausſchüſſen das Petitionsrecht 
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zuerkannt ſei. Meine Herren; Das Petitionsrecht if ein Recht, ohne wel- 

ches die Exiſtenz einer Landes-Vertretung nicht gedacht werden kann. Nicht 

allein aber als Vernunft-Anſpruch, ſondern auch als ein aus dem poſttiven 

Geſetz herzuleitender Rechts-Anſpruch ſteht dem Landtage das Petitionsrecht 

zur Seite. Die Bundes⸗Akte ſichert allen deutſchen Staaten eine landſtändi⸗ 

che Verfaſſung zu, von einer landſtändiſchen Verfaſſung ift das Petitionsrecht 
unzertrennlich, und es würde nicht ſchwer werden darzuthun, daß es von kei⸗ 
ner deutſchen Verfaſſung jemals ausgeſchloſſen war. Was nun die Vorlage 
der allgemeinen Geſetzentwürfe an die Provinzial-Landtage betrifft, ſo hat es 
nicht in der Abſicht des Ausſchuſſes gelegen, der Krone das Recht zu beſtrei— 
en, von den Provinzial⸗Landtagen Beirath auch zu den allgemeinen Geſetzen 
zu verlangen. Die Abſicht war aber dahin gerichtet, auszudrücken, daß, nach⸗ 
dem eine allgemeine Stände-Verſammlung errichtet iſt, dieſe Verſammlung 
auch der Centralpunkt der Mitwirkung des Volkes bei der Geſetzgebung ſei. 

Man erkannte, daß, wenn diejenigen Entwürfe, die den ganzen Staat, die 

allgemeinen Landes-Intereſſen betreffen, nicht regelmäßig von dem einen zur 

Landesvertretung berufenen Körper berathen werden, wenn vielmehr dieſe Ent⸗ 

würfe bald dem Vereinigten Landtage, bald dem vereinigten Ausſchuß, bald 

den Provinzial-Ständen zur Berathung vorgelegt werden, alsdann nicht nur 
dasjenige fehlt, was der Begriff einer landſtändiſchen Verfaſſung erfordert, 
ſondern auch eine geordnete Mitwirkung des Volkes bei der Geſetzgebung nicht 
ſtattfindet. Auf dieſer geordneten Mitwirkung aber beruht der Segen, den 
eine landſtändiſche Verfaſſung gewährt, und er tritt erſt ein, wenn eine re= 
gelmäßige periodiſche Einberufung der Stände-Verſammlung feſtgeſtellt iſt. 

Das Geſetz vom 17. Januar 1820. ſagt mit einfachen und unzweideutigen 

Worten, daß die Staatsſchulden-Verwaltungs-Behörde der reichsſtändiſchen 

Verſammlung alljährlich Rechnung abzulegen verpflichtet iſt. Das Recht 

des Vereinigten Landtags, in feiner Eigenſchaft als reichſtändiſcher Verſamm⸗ 

lung alljährlich einberufen zu werden, geht unzweifelhaft aus dieſer Veſtim⸗ 
mung hervor. Eine andere Frage iſt diejenige der Zweckmäßigkeit. Wenn⸗ 
gleich die periodiſche Einberufung unbedingt erforderlich iſt, ſo kann zugege⸗ 
ben werden, daß hinſichtlich des Zwiſchenraumes abweichende Meinungen be— 
ſtehen. Meine Ueberzeugung von dem Rechte aber iſt durch die Bemerkun⸗ 
gen des Hrn. Landtags-Komm nicht erſchüttert worden. Zwar ſoll der ver= 
einigte Ausſchuß periodiſch verſhmmelt werden, allein, wie ich bereits andeu— 
tete, der vereinigte Ausſchuß iſt nicht die reichsſtändiſche Verſammlung, ſon⸗ 
dern nur eine ohne ihre Zuſtimmung angeordnete Vertretung derſelben. Der 
provinzialſtändiſche Charakter des vereinigten Ausſchuſſes, wie iyn das Geſetz, 
durch welches er in das Daſein gerufen wurde, feſigeſtellt hat, macht es un: 
möglich, ihn als eine reichsſtändiſche Verſammlung anzuſehen. Ich erlaube 
mir aus dem Geſetz vom 21. Juni 1842., die Vereinigten Ausſchüſſe betref— 
fend, die hier in Betracht kommenden Stellen vorzutragen. Der 8. 2. dieſes 

Geſetzes lautet: 

8.2. Die vetfaſſungsmäßige Wirkſamkeit der Provinzialſtände, wie ſolche 

durch den Art. III. des allgemeinen Geſetzes vom 5. Juni 1823 vor⸗ 
geſchrieben iſt, erleidet durch den Ausſchuß (F. I.) keine Veeinträchti— 
gung. N 
Die Wirſamkeit des Ausſchuſſes ſoll vielmehr eintreten, wenn die An- 
ſichten der Landtoge verſchiedener Provinzen über einen von ihnen be— 
rathenen Geſetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder wenn 
in der weiteren Berathung der Geſetze in den höheren Inſtanzen der 
Legislation neue Momente hervortreten und wir es angemeſſen fin⸗ 
den, durch ſtändiſche Organe eine Ausgleichung der verſchiedenen Ans 
ſichten herbeizuführen. 
Insbeſondere aber noch ſoll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein ftändi- 
diſches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenſtänden, welche 
bisher in der Regel an die Provinzialſtände nicht gelangt find, fofern 
Wir dabei den Rath erfahrener Männer aus den Eingeſeſſenen der 
Provinz einzuholen für gut finden werden, die auzunehmenden Haupt- 
Grundſätze einer Beſprechung wollen unterwerfen laſſen. 

Es geht hieraus hervor, daß die vereinigten Ausſchüſſe nur zur Ergän⸗ 

zung der provinzialſtändiſchen Wirkſamkeit geſchaffen und ein provinzialſtändi— 

ſches Inſtitut ſind. Ich kann für dieſe Auſicht noch eine Autorität anführen, 
die Niemand in der Verſammlung beſtreiten wird. Der Tte rheiniſche Land: 
tag hatte darauf angetragen, daß dem vereinigten Ausſchuſſe reichsſtändiſche 

Functionen verliehen werden möchten. In dem Landtagsabſchiede vom 30. 

Dezember 1843. erging darauf folgender Allerhöchſter Beſcheid: „Den das 

Weſen der preußiſchen Verfaſſung verkennenden Anträgen Unſerer treuen 

Stände, deren Sinn es iſt, die Ausſchüſſe der Landtage in Reichsſtände zu 

verwandeln, müſſen Wir Unſere Genehmigung verfagen.» 

Ich glaube, wenn mein Gedächtniß ſich nicht trügt, die Hauptpunkte aus 
dem Vortrage des Hrn. Landtags-Komm. berührt zu haben. Der Adreß⸗ 
Ausſchuß, meine Herren, hielt es nach ſeiner innigſten Ueberzeugung für noth⸗ 
wendig, in der Adreſſe, die gegen Se Majeftät den Dank für die Einberufung 
ausſpricht, die Rechte, welche dem Lande nach der früheren Geſetzgebung zuſtehen, 
mit welchen aber die Geſetze vom 3. Februar d. J ſich nicht im Einklang 
beſinden, darzulegen und in ehrfurchtsvollen Formen zu verwahren. Er war 
davon durchdrungen, daß der gegenwärtige Augenblick eine aufrichtige und 
freimüthige Darlegung der moraliſcheu Lage des Landes verlange, daß eine 
ſolche Darlegung nicht weniger durch die Pflicht gegen unſere Kommittenten 
als durch die Pflicht gegen die Krone geboten ſei. Die Rechte, welche die 
früheren Geſetze dem Lande gewähren, ſind ſein edelſter Beſitz, und daß die⸗ 
ſelben ungeſchmälert erhalten bleiben, iſt ein nicht nur durch das geſchriebene 
Geſetz begründetere, ſondern auch von dem höheren Geſetz der Sittlich— 
keit getragener Anſpruch. Dieſen Anſpruch zu erheben, im Intereſſe der 
Krone ſowohl als des Volkes, im Intereſſe des Volkes, das ſich nicht weni⸗ 
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ger als die Monarchie auf die Geſchichte, auf die glorreichſten Thaten natio- 


naler Erhebung berufen kann, ihn zu erheben mit dem entſchloſſenen Ernſte 
der in einem entſcheidenden Augenblicke die Seele des Handelnden erfüllen 


muß, ihn zu erheben endlich mit der tiefen Ehrfurcht gegen die Krone, mit 


der loyalen Geſinnung, zu der wir uns Ja mit Kopf und Herz bekennen, das 
iſt die Aufgabe dieſer Verſammlung. Jeden von uns durchdringt das Be⸗ 
wußtſein ihrer Bedeutung, Jeder von uns fühlt ſich klein vor der Größe des 
Werkes, an dem mitzuarbeiten die Vorſchung ihn berufen hat. Was mußte 


nicht geſchehen, ehe es dahin kam, daß die edlen Stämme, die das preußische 
Königsſcepter regiert, in einem gemeinſamen Organ zu lebensvoller Einheit 
ſich verbinden konnten! Das ruhmvolle Preußen des vorigen Jahrhunderts 
mußte erliegen in dem Zuſamenſtoß mit einer fremden von neuer Weltent⸗ 
wickclung getragenen Macht, dann mußten welthiſtoriſche Schlachten geſchla⸗ 
gen, unermeßliche Opfer gebracht werden, che die Freiheit nach außen und 
mit ihr der Raum zur inneren freien Entwickelung errungen war Tauſende 
treuer deutſcher Herzen verbluteteten auf dem Felde des Sieges, viele andere 
rangen Jahre lang mit dem Schmerz getäuſchter Hoffnungen, uns endlich iſt 
es vergönnt, dem Ziele näher zu treten, für das jene Edlen begeiſtert in den 
Tod gingen. Der Gedanke eines verjüngten in Freiheit und Selbſtſtändig⸗ 
keit ſich entfaltenden Volkslebens in Preußen, der Gedanke einer höheren Ei- 
nigung und nationalen Kräftigung des geſammeen deutſchen Vaterlandes 
auf's neue hat er die Gemüther ergriffen, und dieſe Verſammlung iſt beru⸗ 
fen, dahin zu wirken, daß er eine Wahrheit werde. Sie kann diefen Beruf 
nur erfüllen, wenn ſie von demſelben Geiſt geleitet wird, der in der Zeit des 
Befreiungskrieges fo Großes vollführte, von dem Geiſte der Treue, der Wahr⸗ 
haftigkeit, der Einigkeit. Treue gegen das Fürſtenhaus, das, unter den Dy⸗ 
naſtieen Europas die herrlichſte, unſeren Königsthron ziert, Treue gegen das 
Volk, das ſeine theuerſten Rechte unſerer Obhut anvertraute, das ſei der 
glänzende Schild dieſer Verſammlung, den auch nicht das leiſeſte Wölkchen trübe! 
Wahrhaftigkeit ziere unſer Thun, Wahrhaftigkeit, wie der Deutſche fie dee; 
ſteht, der den Grundcharakter feines Volks verleugnet, wenn er feine Ueber— 
zeugung rückſichtsvoll verhüllt, wenn er nicht vor König und Volk der gan⸗ 
zen vollen Wahrheit Zeugniß giebt. Einigkeit endlich, ſie war in jener glän⸗ 
zenden Epoche unſerer Geſchichte die Mutter großer Thaten; die heilige Liebe 
zum Vaterlande, die alle Herzen durchflammte, fie verband die deutſchen 
Stämme aufs neue zu einem einigen Brudervolke; als die Weſtphalen in 
ihren geſegneten Feldern, die Rheinländer an den Ufern ihres herrlichen Stro— 
mes mit Jubel die Pommern, die Preußen und die tapferen Bewohner der 
anderen Provinzen als ihre Befreier begrüßten, da wob ſich zwiſchen den ent— 
legenſten Theilen des Reichs ein unzerſtörbares Band, und von jenen Tagen 
an wuchs das Verlangen nach einer innigen Gemeinſchaft, nach einer Bahn 
zu einem einheitlichen politiſchen Entwickelungsgang. Sie iſt geöffnet, dieſe 
Bahn; der erſte Schritt, mit dem wir ſie betreten, ſei eine Verbrüderung 
der Provinzen zu cinem großen, von Vaterlandsliebe getragenen Ganzen; wie 
meine Stimme hinüberdringt über die Scheidung, die in dieſem Saal die 
Provinzen von einander trennnt, fo mögen auch innerlich alle provinziellen 
Schranken fallen, hier, wo es die große Sache des Vaterlandes wo es die 
Ehre und die Wohlfahrt unſeres Volkes gilt! Und ſo pulſtre in dieſer Ver⸗ 
ſammlung das einheitliche Leben der Nation, hier ſei der Herzſchlag tines 
neuen verjüngten Preußens, eines Preußens, das der Welt aufs neue das 
Beiſpiel geben wird, daß die Monarchie in der Freitheit und die Freiheit in der 
Monarchie eine Stütze findet, eines Preußens, das, umgeben von den Sym⸗ 
pathieen der deutſchen Bruderſtaaten, das deutſche Volk zu der Stelle hin⸗ 
aufügten Dir 2 unter eee der Erde gebührt! 
andtags⸗Kommiſſar: s iſt für mich eine i i 
die vortreffliche Rede die wir eben u ee ee In wat 
Dem wahrhaft erhebenden Schluß derſelben pflichte ich Wort für Wort bei 
mit um fo tieferem Gefühle, da auch ich der Zeit angehöre, die der Redner 
ſo lebhaft geſchildert, da es auch mir vergönnt geweſen, die Güter, die wir 
errungen, mit meinem Blute zu bezahlen. Schmerzlich iſt mir die Pflicht 
ich e ten Pech dieſer Rede unterbrechen zu ſollen durch 
einige nüchterne faktiſche Berichtigungeu, zu welchen mi ine! 0 
10 geu, z chen mich meine Stellung 
Es iſt im Eutwurf der Dank-Adreſſe nicht die Rede von jährlicher 
Wiederkehr der reichsſtändiſchen Verſammlung, ſondern nur überhaupt die 
Nothwendigkeit periodiſcher Wiederkehr aus dem Umſtande geſolgert, daß die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden der Reichsverſammlung Rechnung le⸗ 
gen ſoll. In der Rede des Herrn Berichterſtatters aber iſt Bezug genommen 
auf den Paragraphen des Geſetzes für die Hauptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
den, worin geſagt iſt, daß alljährlich Rechnung gelegt werden ſoll, und 
daraus gefolgert, daß die ſogenannte reichsſtändiſche Verſammlung ſich nicht 
nur pertodiſch, ſondern daß ſie ſich alljährlich verſammeln ſolle. Wäre 
dies in dem Adreß-Entwurf beanſprucht, fo würde ich dieſen Punkt gleich be— 
rührt haben. Ich darf jetzt zur Widerlegung verſichern, daß keiner unter Al⸗ 
len, der in allen Inſtanzen dem Könige bei der neuen Geſetzgebung Rath 
zu ertheilen hatten, zu der Anſicht oder überhaupt nur auf den Gedanken 
gekommen it, daß aus dem eitirten Paragraphen zu folgern fei, daß behufs 
der Rechnungslegung die reichsſtändiſche Verſammlung alljährli verſam⸗ 
melt werden müſſe. Es ſteht allerdings darin, daß die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden der reichsſtändiſchen Verſammlung alle Jahre Rechnung zu 
legen habe, und daß dieſes erfüllt werden ſolle, iſt nicht zweifelhaft, daß aber 
die Verſammlung alle Jahre die Rechnung auch abzunehmen habe, ficht 
nicht durm. Wenn man ſich an Worte halten will, muß man ſich auch durch 
Worte ſchlagen laſſen. Unſer Gedanke war, daß es beim Deſinitivum genau 
bleiben ſollte, wie es ſeither bei dem durch das Geſetz vom Jahre 1820 vor⸗ 
geſchriebenen Proviſorium gehalten worden iſt. Die Haupt- Verwaltung der 
Staatsſchulden legte alle Jahre Rechnung, dieſe gelangte an die Ober— 
Rechnungs-Kammer, welche fie revidirte, ohne daß über den Zeitpunkt, wann 
dieſe Reviſion vollendet ſein muß, etwas vorgeſehen wäre. Wenn die Rech⸗ 
nung von dort zurückkam, ging fie an einen ſehr engen Ausſchuß des der 
ſtändiiſchen Verſammlung einſtweilen ſubſtituirten Staats- aths. Dieſer aus 
etwa 4 Perſonen beſtehende Ausſchuß unterzog ſich dem Geſchäft der vorbereiten 
den Abnahme, welches in einer gröberen Verſammlung unmöglich ausgeführt 
werden kann. Nach Beendigung deſſelben erſtattet der Ausſchuß dem Staatsrath 
feinen Bericht, und dieſer ertheilte die Decharge. Daſſelbe Verfahren iſt 
durch das vorliegende Geſetz vorgeſehen, indem für den Staats-Rath der Ver⸗ 
einigte Landtag oder die vereinigten Ausſchüſſe eintreten, der Ausſchuß des 
Staatsraths aber durch die Deputation für das Staatsſchuldenweſen erſetzt 
wird. Selbſt wenn aus anderen Gründen auch alle Jahre die Central⸗Ver⸗ 
ſammlung vereinigt würde, ſo würde die eigentliche Abnahme immer nur durch 
einen ſehr kleinen Ausſchuß bewirkt werden können, und ſo glauben wir, daß 
in dieſem 455 das Geſetz nicht allein wirklich, ſondern auch dem Geiſte 


nach erfüllt if. (Forſetzung folgt.) 


